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Aus ölllenwahlrecht in England

Man ſchreibt uns aus London: Nach jahrelangen heftigen
und ereignisvollen Kämpfen wird die Frage des Frauenſtimm-
rechts in England nächſte Woche zu einer Entſcheidung kom
men, die auf Jahre hinaus endgültig bleiben muß. Am Don-
nerstag beginnt nämlich die Kommiſſionsberatung der Wahl
reformvorlage der Regierung, die die gegenwärtigen ver-
alteten, komplizierten und vielfach unſinnigen und reaktio-
nären Stimmrechtsqualifikationen für Männer gänzlich hin-
wegfegt und die einzige Qualifikation des ſechsmonat-
lichen Wohnſitzes im Wahlkreiſe an ihre Stelle ſetzt.
Gleichzeitig damit ſchafft die Vorlage auch die anderen reagktio-
nären Ueberbleibſel der Wahlberechtigung, nämlich die eng-liſche Form des Pluralwahlrechts einſchließlich der ſeparaten

Univerſitätsvertretung ab und führt ein vereinfachtes und zum
erſtenmal ein amtliches Syſtem der Wahlliſtenaufſtellung ein.
Das neue Wahlgeſetz wäre noch immer weit entfernt von einem
rein demokratiſchen allgemeinen Männerwahlrecht, insbeſon
dere weil es die ſchändlichen hohen amtlichen Wahlgebühren
nicht abgeſchafft und weder Stichwahlen noch Proportionalver-
tretung einführt und ſomit die Möglichkeit der Wahl eines
Abgeordneten durch eine Minderheit der abſtimmenden Wähler
weiter beſtehen läßt, eine Möglichkeit, die ſich mit der Entwick
lung einer dritten Partei, der Arbeiterpartei, immer mehr zur
Wahrſcheinlichkeit ſteigert. Trotzdem iſt die weitreichende Be-
deutung der Wahlreformvorlage unmöglich zu verkennen. Jhre
Tragweite läßt ſich am beſten an der Feſtſtellung ermeſſen, daß
ſie die Zahl der Wähler um rund 25 Millionen vermehren
wird und daß dieſe Zahl ſich faſt ohne Ausnahme aus Arbeitern
rekrutieren wird, die bisher dauernd oder zeitweiſe entrechtet
waren. Die Zahl der Wähler wird nämlich von rund 784 Mil
lionen auf rund 1024 Millionen ſteigen, während die Geſamt-
zahl der erwachſenen männlichen Bevölkerung, einſchließlich
r Paupern und Verbrechern, rund 18 Millionen
eträgt.
Aber trotz dieſer großen Bedeutung der Regierungsvorlage

ſelber iſt die allgemeine Aufmerkſamkeit auf das Schickſal des
Frauenſtimmrechts gerichtet, das dieſe Vorlage nebenbei ent
ſcheiden wird. Und mit Recht, denn nicht nur ſtand die Frage
des Frauenſtimmrechts in den letzten Jahren in ungleich höhe-
rem Maße im Mittelpunkt des öffentlichen Jntereſſes, als das
allgemeine Männerwahlrecht, ſondern man kann ſich die Augen
nicht davor verſchließen, daß das Schickſal der ganzen
Wahlrechts reform wahrſcheinlich von dem
Schickſal des Frauenſtimmrechts abhängen
wird.

Was ſind die Ausſichten des Frauenſtimmrechts? „Jm Prin
zip“ hat ſich das Unterhaus ſchon oft genug zugunſten des
Frauenſtimmrechts ausgeſprochen, aber da in England nur eine
Regierungsvorlage oder eine ſolche, die von der Regierung tätig
gefördert wird, Geſetz werden kann, brachte es bisher keineFrauenſtimmrechtsvorlage über die zweite Leſung hinaus. Jm

Jahre 1912 aber verweigerte das Unterhaus ſelbſt dieſe pla-
toniſche Kundgebung zugunſten des Frauenſtimmrechts, indem
es die ſog. Conoiliations-Bill (Einigungsvorlage), die etwa
15 Millionen Frauen meiſt der beſitzenden Klaſſen eman-
zipieren wollte, in zweiter Leſung ablehnte. Manche Abgeord
nete begründeten die Ablehnung mit dem undemokratiſchen
Charakter der Vorlage, andere erklärten ſie als eine Demon
ſtration gegen die tollen Streiche der Suffragettes.

Fetzt iſt jedoch die Situation weſentlich anders. Die Regie
rungsvorlage enthält zwar nicht das Frauenſtimmrecht, aber
ſeine Anerkennung in Form eines Amendements wäre keine
bloße prinzipielle Meinungsäußerung“. Jm Gegenteil, der
Miniſterpräſident Asquith hat wiederholt im Namen der
ganzen Regierung feierlich erklärt, daß, obſchon er ſelber und
einige andere Miniſter perſönliche Gegner des Frauenſtimm-
rechts ſind, werde die Regierung die Abſtimmung über ein
Frauenwahlrechtsamendement dem freien Ermeſſen
des Unterhauſes überlaſſen, und wenn es ein ſolches
Amendement annehme, es als einen unteilbaren Be-
ſtandteil der ganzen Wahlreform betrachten
und ſiein dieſer Form zum Geſetz erheben. Da-
her die überragend praktiſche Bedeutung der bevorſtehenden
Frauenſtimmrechtsdebatten.

Die große Mehrheit des a beteuert, Anhänger des
Frauenſtimmrechts zu ſein. Aber ſeder will es nur in einer
beſtimmten Form und in einem beſtimmten Umfange. Des-
halb die Gefahr, daß kein konkreter Vorſchlag eine Mehrheit
bekommen wird und das ganze Frauenwahlrecht zu Boden
fällt. Für die Unterhausdebatte ſind vier derartige Amende-
ments angekündigt. Das erſte und wichtigſte iſt das Amende-
ment des Miniſters des Auswärtigen Sir Edward Grehy,
das in dem erſten Artikel des Entwurfs an Stelle von „jede
männliche Perſon“ einfach „je de Perſon“ ſetzen will, ſo daß
Frauen nicht von vornherein ausgeſchloſſen werden. Wird
dieſes Amendement angenommen, dann hat es noch keine prak-
tiſche Wirkung, denn die Qualifikationsbeſtimmungen kommen
erſt ſpäter. Wird ſie aber abgelehnt, dann kann
kein Frauenſtimmrechts-Amendement mehr
verhandelt werden. Alſo der Kampf um das Amen-
dement Grey wird die erſte Generalſchlacht ſein.

Wird das Amendement Grey angenommen, dann wird der
Kampf zwiſchen den Anhängern der verſchiedenen Formen des

Frauenſtimmrechts beginnen. Zuerſt wird das Amendement
der Arbeiterpartei zur Verhandlung kommen. Dieſes
verlangt das neue Wahlrecht ohne Unterſchied des
Geſchlechts oder des Eheſtandes, alſo das allgemeine
Wahlrecht für beide Geſchlechter. Das iſt das einzige logiſche
Amendement, und man hätte meinen ſollen, daß die Liberalen
und Radikalen, einſchließlich Lloyd George, die die
Suffragettes bisher wegen ihrer antidemokratiſchen Forde-
rungen bekämpften, dieſes Amendement der Arbeiterpartei mit
Freuden unterſtützen würden. Aber Liberalismus bleibt eben
Liberalismus, und demgemäß poſaunt die liberale Preſſe jetzt
ſchon in die Welt hinaus, daß das Amendement der Arbeiter-
partei ſo weitgehend iſt, daß es keinerlei Ausſicht hätte, eine
Mehrheit zu finden.

Wird das Amendement der Arbeiterpartei abgelehnt, dann
kommt ein Amendement führender Liberaler und einiger
Miniſter zur Verhandlung. Es heißt, das norwegiſche
Amendement, weil es ſich an das in Norwegen beſtehende
Frauenwahlrecht anlehnt. Es will den Frauen, die jetzt das
Munizipalwahlrecht haben, alſo ſelbſtändigen Lokalſteuer-
zahlern, das parlamentariſche Wahlrecht ebnen, ferner auch den
Frauen männlicher Lokalſteuerzahler. Es will aber auch die
Altersgrenze aller weiblichen Wähler auf 25 Jahre erhöhen.
Dieſes Amendement würde 5--6 Millionen Frauen das Wahl-
recht geben, und auf dieſes wollen die liberalen Anhänger des
Frauenwahlrechts ihre Kräfte konzentrieren.

Wird auch dieſes Amendement abgelehnt, dann kommt end
lich das Amendement der konſervativen Frauenrechtler heran,
das mit der im vorigen Jahre abgelehnten Conciliation
Bill identiſch iſt. Es gibt, wie das norwegiſche Amendement,
den weiblichen Lokalſteuerzahlern das Stimmrecht, aber ohne
die Altersgrenze zu erhöhen. Dagegen gibt es den Ehefrauen
der Munizipalſteuerzahler nicht das Stimmrecht. Es würde,
wie geſagt, etwa 124 Millionen Frauen das Wahlrecht geben.
Wird auch dieſes Amendement abgelehnt, dann erhalten die
Frauen überhaupt nicht das Stimmrecht, trotz der Annahme des
Amendements Grehy.

Die Arbeiterpartei wird ihren Kampf ſelbſtverſtändlich auf
ihr eigenes Amendement konzentrieren. Wird dieſes abgelehnt,
dann wird ſie ohne Zweifel der Reihe nach alle anderen
Amendements unterſtützen. Das ſcheint uns auch
die einzig richtige Stellungnahme. Das norwegiſche Frauen-
ſtimmrecht wäre ſchon an ſich wertvoll und demokratiſch genug,
um ſeine Unterſtützung zu rechtfertigen. Die Conciliation Bill
iſt freilich reaktionärer und antidemokratiſch, und verdiente,
wenn ſie allein ſtünde, von der Arbeiterpartei entſchieden be-
kämpft zu werden. Aber in Verbindung mit der Erweiterung
des Männerwahlrechts, da die regktionäre Wirkung der Con-
ciliation Bill zumindeſt doppelt überwiegen würde, iſt die
Unterſtützung dieſes Vorſchlags angebracht, um mit dem
Frauenwahlrecht endlich einen Anfang zu machen.

Wie ſteht es aber mit dem Amendement Grey? Leider iſt
ſeine Annahme keineswegs geſichert. Zunächſt wird man mit
dem Abfall oder Umfall jener ehrenwerten Herren von der
liberalen und konſervativen Partei rechnen müſſen, die bisher
das Frauenſtimmrecht unterſtützten, eben weil ſie wußten, daß
ihre Unterſtützung keine praktiſche Wirkung haben würde. Aber
entſcheidend wird die Haltung deririſchen Fraktion
ſein. Stimmt ſie für das Frauenſtimmrecht, dann wird es
ſiegen ſtimmt ſie dagegen, dann wird es unterliegen. Uebt
ſtrenge Stimmenthaltung, dann hat es noch immer günſtige
Ausſichten. Unter dieſen Umſtänden haben alle Anhänger des
Frauenſtimmrechts und insbeſondere die Arbeiterpartei, ihre
größten Bemühungen auf Gewinnung der iriſchen Fraktion
gerichtet. Die Jren waren dem Frauenſtimmrecht von vorn-
herein wenig günſtig geſinnt, weil ſie ihr Homerule Parlament
in dieſer Frage nicht binden laſſen wollen. Aber noch ſchwerer
wiegt bei ihnen die Befürchtung, daß die Annahme eines
Frauenſtimmrechts-Amendements die ganze politiſche Lage
komplizieren, die Lage der Regierung erſchweren und ſo auch
die Homerule-Bill, die nun das Unterhaus ſiegreich paſſiert
hat, gefährden könnte. Unter dieſen Umſtänden iſt es ſchon ein
Erfolg, daß der iriſche Führer Redmond verſprochen hat
ſeiner Fraktion völlig freie Hand zu laſſen.

Was wird aus der ganzen Wahlreform, wenn das Amende-
ment Grey gleich am Anfang oder alle Amendements hinter
einander fallen? Die Suffragettes werden toben und die
Zurückziehung der ganzen Vorlage fordern. Speziell von der
Arbeiterpartei wird gefordert, dann der ganzen Vorlage den
Krieg anzukündigen. Hoffentlich wird die Arbeiterpartei ſtark
genug ſein, dieſen Rufen zu widerſtehen. Aber die Vorlage
wäre auch ohne ihre Gegnerſchaft genügend gefährdet. Viel-
leicht rechnet die Regierung ſogar darauf, um die ganze Vor-
lage ruhig fallen laſſen zu können. Sie würde ſich dann ein-
fach mit der Abſchaffung des verhältnismäßig unbedeutenden
Pluralſyſtems begnügen und hätte obendrein noch bei den
nächſten Wahlen einen populären „Schrei“, trotz dem Verzicht
auf alle Sozialpolitik. Was freilich die Demokratie im allge-
meinen und die Frauenſtimmrechtsfrage im beſonderen durch
dieſes Ende der Wahlreform gewönne, hat uns noch niemand
verraten.

Es handelt ſich alſo in den nächſten Wochen um Vorgänge
die in mehr als einer Hinſicht wichtig und entſcheidungsvoll
ſind und denen man deshalb mit der größten Spannung ent-
gegenſieht.

Vor dem Friedensſchluß.
Konſtantinopel, 22. Januar. 4 Uhr

45 Min. nachmittags. Der Pfortenrat
hat ſich für die Annahme der Note der
Mächte und für den Abſchluß des Friedens
ausgeſprochen.

Nachdem am Dienstag die türkiſche Regierung vor dem
Diktum der Großmächte zuſammengeklappt war, weil ihr kein
anderer Ausweg mehr blieb, ſtand es feſt, daß der Beſchluß des
ſogenannten „Großen Rates“ nicht anders ausfallen würde.
Die Einberufung dieſer „Nationalverſammlung“ war nur noch
eine reine Formalität und ein Gebot der Klugheit für die
Pforte, die den Pfortenrat zu ihrer Rückendeckung brauchte für
den Fall, daß ihre Entſchließung im Volke Unzufriedenheit er-
regt haben würde. Angeblich iſt aber der Beſchluß des „Großen
Rates“ vom türkiſchen Publikum mit Befriedigung auf-
genommen worden ein Zeichen dafür, daß man ſich herz-
lichſt nach dem Frieden ſehnte!

War es einmal der chroniſche Finanzdalles, der allein ſchon
die Pforte zwang, durch das kaudiniſche Joch der Großmächte
zu kriechen, ſo wurde die Not der Türkei noch vermehrt durch
die Drohung Rußlands, in den Dardanellen und in Klein-
aſien agreſſiv vorzugehen, wenn die Pforte ſich weiterhin
weigere, die Friedensbedingungen der Mächte anzunehmen.
Ueber die Art des Vorgehens Rußlands wird gemeldet:

Paris, 22. Januar. Nach einer Meldung des Matin ſoll
der Druck, den die ruſſiſche Regierung auf die Türkei zu
gunſten der Balkanſtaaten ausgeübt hat, in beſonders
energiſcher Form erfolgt ſein. Unter anderm ſoll Saſonow
dem türkiſchen Botſchafter in Petersburg erklärt haben, daß,
falls die Türkei die Friedensverhandlungen noch länger hin-
ziehen würde, Rußland gezwungen wäre, die anato-
liſchen Wilajets Van, Bitlis, Erzerum und
Trapezunt zu beſetzen und die Durchfahrt
durch die Dardanellen zu erzwingen. Auch der
franzöſiſche Botſchafter in Konſtantinopel ſoll bei ſeiner
letzten Zuſammenkunft mit dem Großweſir Kiamil Paſcha
dieſem den dringenden Rat erteilt haben, der Mahnung Ruß-
lands Folge zu leiſten.

Der Korreſpondent des Matin fügt noch hinzu, daß der
ruſſiſche Botſchafter in Konſtantinopel ſich weigert, über den
Schritt Rußlands irgendeine Auskunft zu geben; doch
leugnet er nicht, daß der Schritt in äußerſt energiſcher Form

erfolgt iſt.
Nach der Verſicherung des griechiſchen Blattes Nerlogos

habe die Pforte ihre Botſchafter in Berlin und Wien beauf-
tragt, die Stellung Deutſchlands und Oeſterreichs zu den
ruſſiſchen Drohungen zu ergründen. Deutſchland und
Oeſterreich hätten erwidert, auch ſie rieten zur
Beſchleunigung.

Trifft die letztere Behauptung zu, dann bedeutete dies, daß
das Verhalten Rußlands die Billigung ſämtlicher Mächte ge-
funden hätte. Mag ſein, daß die ruſſiſchen Drohungen nur
fingiert waren, um der türkiſchen Regierung gegenüber der
Strömung im. Volke, die für Fortſetzung des Kriegs war, den
Rücken zu ſtärken und zu decken, es kann aber auch ſein, daß ſie
ernſt gemeint waren. Weniger wahrſcheinlich iſt allerdings die
letzte Annahme, denn die Verwirklichung der Drohung hätte
mit einem Schlage ganz neue Komplikationen von unabſeh-
barer Tragweite geſchaffen und aufs neue die Gefahr
eines Weltkrieges heraufbeſchworen! Jn dem einen
wie dem anderen Falle konnte die Türkei nichts gewinnen, ja
vielleicht nur noch den unabwendbaren Zuſammenbruch auch
des aſiatiſchen Reiches beſchleunigen. Einem etwaigen ruſſi-
ſchen Vordringen in Anatolien hätte ſie zurzeit auch nicht den
geringſten Widerſtand entgegenſetzen können, da dieſer Teil
der Türkei infolge des Balkankrieges von Truppen ſo gut wie
vollſtändig entblößt iſt. Aber auch wenn man die ruſſiſche
Gefahr“ für die Türkei geringer einſchätzt, als ſie vielleicht ſein
mag, ſo bot die Verfaſſung und Stellung der türkiſchen Truppen
bei Tſchataldſcha ſicher nur ſehr geringe Gewähr für eine auch
nur einigermaßen erfolgverſprechende Fortſetzung des Krieges.
Wie es um die Verpflegung und den Geſundheitszuſtand der
Truppen tatſächlich beſchaffen iſt, darüber wird man die volle
Wahrheit vielleicht erſt nach dem endgültigen Friedensſchluß
erfahren. Vielleicht wird die Welt dann auch mit Grauen ver-
nehmen, welch furchtbare Zuſtände in dem belagerten Adria-
nopel geherrſcht und welch grauenhaftes Elend ſich dort auf-
gehäuft haben mag! Verlautet doch, daß dort die Peſt in all
ihrer Furchtbarkeit wüten ſoll! Sicher verdienen die helden-
haften Verteidiger von Adrianopel ebenſo wie die von Skutari
hohe Bewunderung, aber irgendwelche Erfolge kann die ſinn-
und zweckloſe Vernichtung von Menſchenleben durch Hunger
und Peſt der Türkei nicht mehr bringen. Man hatte nocheinige Hoffnungen auf die türkiſche Jioite geſetzt. Aber die

ſcheint ſich in ihren letzten Kämpfen mit der griechiſchen Flotte
auch keine Lorbeeren geholt zu haben, und es wird behauptet,
daß die letzte verlorene Seeſchlacht den Sultan entſcheidend für
den Friedensſchluß beſtimmt habe.



So entſtand aus einer ganzen Reihe von Momenten die
verzweifelte Lage der Türkei, aus der es kein anderes Ent-
rinnen mehr gab, als die bittere Friedenspille der Großmächte
zu ſchlucken. Dadurch wird die freſſende Krankheit und der fort-
ſchreitende Verfall des „kranken Mannes“ wohl noch ein wentg
verzögert, aber alle derartigen „Heilungsverſuche“ vermögen
den völligen Untergang des einſt ſo mächtigen Türkenreichs
nicht mehr aufzuhalten; auch das Schickſal der aſiatiſchen
Türkei iſt heute ſchon ſo gut wie beſiegelt!

Die Aasgeier melden ſich jetzt ſchon, und unſere Alldeutſchen
machen die Regierung bereits ſcharf, damit Deutſchland auch
dabei ſei, wenn es in Kleinaſien „ans Teilen“ gehe. Unſere
Diplomatie hat gegenwärtig überhaupt keine guten Zeiten, da
iſt kein Menſch und keine Zeitung gleichviel welcher Partei-
richtung), die nicht geneigt wären, ihr ihre Unfähigkeit zu be-
ſcheinigen. Man frägt vor allem, warum ſich die Regierung
auf einmal dazu hergegeben habe, „unſere guten Freunde“, die
Türken, ſo gänzlich im Stich zu laſſen und ſo ganz im Schlepp-
tau der Trippelentente zu ſegeln? Das iſt aber ſchließlich noch
gar nicht einmal das Dümmſte, was die deutſche Diplomatie in
der Balkanpolitik verübt hat. Sie hat da weit ſchlimmere
Sünden auf dem Kerbholz. Vor allem hat die jahrelange
„innige Freundſchaft“ mit den Türken weder Deutſchland noch
der Türkei irgendwelchen Vorteil gebracht, und unſeren Diplo-
maten iſt es dabei in all ihrer Klugheit und Weisheit ganz und
gar entgangen, daß die Entwicklung auf dem Balkan eine ſo
ganz andere als die vorgeſtellte Richtung genommen hat. Bis
ſie plötzlich durch den Balkankrieg mit der Naſe rraufgeſtoßen
wurden, daß inzwiſchen auf dem Balkan ganz neue Kräfte und
Mächte entſtanden ſind, mit denen auch die deutſche Diplomatie
in Zukunft ganz anders wird rechnen müſſen, längſt hätte
rechnen müſſen, wenn ſie ihrer Aufgabe auch nur einigermaßen
gewachſen wäre! Aber wie jedes größere weltpolitiſche Er-
eignis von Bedeutung in den letzten Jahren, ſo hat auch der
Balkankrieg wieder bewieſen, daß Bernhard von Bülows ge-
flügeltes Wort: Deutſchland in der Welt voran!“ auch auf
die boruſſiſchen Diplomaten zutrifft

Man muß immerhin noch froh ſein, daß ſie diesmal kein
Unheil angerichtet haben, daß das deutſche Proletarigt vielleicht
ſeine Haut hätte zu Markte tragen müſſen. Wenn durch das
Ende des Balkankrieges und den Friedensſchluß die Gefahr
eines Weltkrieges einſtweilen als beſeitigt gelten kann, ſo hat
das internationale Proletariat durch ſeine wuchtigen Friedens-
kundgebungen in hervorragendſtem Maße dazu beigetragen!
Und wer es in Zukunft wagen ſollte, den Weltfrieden frevent-
lich anzutaſten, wird es zur Verteidigung des Völkerfriedens
allezeit und mit ganzer Kraft erſt recht bereitfinden!

Die türkiſche Antwortnote.
Konſtantinopel, 22. Januar. Der geſtrige Miniſterrat

beriet mit dem Rate der Aelteſten den Wortlaut der an
die Großmächte abzugebenden Erklärung. Nach den vorliegen-
den Meldungen iſt die Haltung der Großmächte weit davon
entfernt, auch nur einiges Licht in die Situation zu bringen.
Die Jnſelfrage im Aegäiſchen Meere wird von den Groß-
mächten nicht gelöſt. Man glaubt, daß die Erledigung der
Frage aus wichtigen Gründen, welche das Schickſal der aſiati
ſchen Türkei berühren, für ſpäter vorbehalten bleibt. Die Note
enthält keine Zuſicherung, ob mit der Preisgabe von Adria-
nopel die Anſprüche des Balkanbundes befriedigt ſind.

Der Jnhalt der Note, die die Pforte den Mächten überreichen
will, wird aus diplomatiſchen Kreiſen wie folgt ſkizziert: Die
Note wird aus drei Punkten beſtehen. Der erſte Punkt betrifft
Adrianopel. Die Pforte wird im Grundpringip ſich dem Rate
der Mächte nähern, jedoch eine Aufklärung fordern, was unter
„Wahrung der mohammedaniſchen Jntereſſen“, wovon in der
Kollektivnote der Mächte die Rede iſt, zu verſtehen iſt. Der
zweite Punkt betrifft die ägäiſchen Jnſeln; auch hier wird die
Pforte von den Großmächten Aufklärung verlangen, nach
welchem Prinzip ſie die Frage zu löſen gedenken. Der dritte
Punkt betrifft den finanziellen Teil. Es iſt nicht ausgeſchloſſen,
daß die Pforte die Erwartung ausſpricht, daß die Großmächte
ihr ihre Unterſtützung zuteil werden laſſen. Wahrſcheinlich
wird die Türkei eine große Anleihe aufnehmen, um die ge-
planten Refgemen in Kleinaſien durchzuführen.

Konſtantinopel, 22. Januar. Der geſtrige Kronrat,
an dem die Mitglieder der Dynaſtie und die Prinzen des
kaiſerlichen Hauſes teilnahmen, erachtete den Friedens
ſchluß für notwendig. Nur eine einzige Stimme
war für die Fortſetzung des Krieges.

Die Meinung der türkiſchen Preſſe.
Konſtantinopel, 22. Januar. Die türkiſchen Blätter

erklären, daß ſich die Türkei gegenüber den ruſſiſchen Forde-
rungen in einem Fall von Force majore (Naturgewalt) be-
findet und gezwungen ſei, nachzugeben. Sie müſſe jetzt ihr
ganzes Augenmerk darauf richten, ihren aſiatiſchen Beſitz zu
ſichern.

Die Jungtürken und der Friedensſchluß.
Konſtantinopel, 22. Januar. Die Führer des jung-

türkiſchen Komitees, die vorgeſtern beim Prinzen
Halim zuſammenkamen, nahmen Kenntnis von dem Bericht
über die diplomatiſche Lage, den der frühere Miniſter des
Auswärtigen Aſſim Bei, der ſich in Wien aufhält, erſtattet
hatte. Die jungtürkiſchen Führer beſchloſſen, daß, falls die
von dem Pfortenrat heute abzugebenden Erklärungen unzu-
reichend ſein würden, ein Senator der jungtürkiſchen Partei
vorſchlagen ſolle, daß die Regierung den Pfortenrat noch ein
mal einberufe und alle Offiziere bis zum Brigadegeneral herab
ſowie alle Würdenträger und früheren Miniſter zuziehe, um ſie
einen Beſchluß über Frieden oder Krieg faſſen zu laſſen.

Hakki Paſcha und Mahmud Schefket Paſcha haben an dem
Pfortenrat nicht teilgenommen.

Die rumäniſch- bulgariſchen Verhandlungen.

Bukareſt, 22. Januar. Die Verhandlungen mit Bulgarien
zeigen einen neuen, wenn auch geringen Fortſchritt. Bulgarien
iſt bereit, Medjibitunow abzutreten, womit ſämtliche Forts
Siliſtrias in rumäniſchen Beſitz übergehen würden. Hier wer-
den jedoch die bulgariſchen Zugeſtändniſſe als völlig un
zureichend betrachtet. Die öffentliche Meinung iſt äußerſt
erregt und fordert ein „energiſches Vorgehen“.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 23. Januar 1913.

Zur neuen Militärvorlage.
Die Frankfurter Zeitung macht trotz aller halb-

offiziöſen Dementierung folgende Mitteilungen:
„Dem Reichstage wird außer den erwähnten Forderungen

für Zwecke der Luftſchiffahrt noch eine Militärvorlage zugehen,
und zwar noch in dieſer Seſſion. Was ſie enthalten wird, läßt

ſich mit Sicherheit noch nicht ſagen. Wir haben aber Grund zu
der Annahme, daß ſie die von verſchiedenen Militärs verlangte
militäriſche Ausbildung derjenigen Militärtauglichen bringen
wird, die jetzt als überzählig zurückgeſtellt werden. Es ſoll
durch dieſe Maßregel bezweckt werden, daß man im Falle eines
Krieges möglichſt viele Leute von der jungen Mannſchaft
ins Feld ſchicken und dementſprechend von den älteren Jahr-
gängen abſehen kann. Die neue Militärvorlage iſt bereits in
Vorarbeit und wahrſcheinlich ſchon ziemlich weit gediehen.“

Eine Niederlage der Scharfmacher.
Reichstagsſtimmungsbild.

Jm vorigen Jahre haben die Konſervativen bei der nament
lichen Abſtimmung über ihre Reſolution zugunſten eines ver
mehrten Arbeitswilligenſchutzes 63 Stimmen geſammelt. Den
neuen Vorſtoß, den ſie in dieſem Jahre vorgenommen haben,
indem ſie das geſetzliche Verbot des Streikpoſtenſtehens ver
langten, begründete neulich Herr Dr. Oertel mit der Redu-
zierung ihrer vorjährigen Forderung. Das hat ihnen aber
nicht mehr offene Freunde erworben. Vielmehr haben bei der
namentlichen Abſtimmung, die am Mittwoch über dieſe Reſo
lution ſtattgefunden hat, nur 53 den ſcharfmacheriſchen Antrag
mit ihrem Namen gedeckt. 282 lehnten ihn ab, bei fünf Stimm-
enthaltungen.

Dieſe Kundgebung des Reichstags wird man gewiß nicht
überſchätzen dürfen. Es iſt gar keine Frage, daß auch in dieſer
großen Mehrheit mehr als ein Gegner der Arbeiterbewegung
ſteckt. Es iſt aber ein Beweis für die Kraft des ſozialpolitiſchen
Gedankens und für den Einfluß der Arbeiterbewegung, daß
nur eine ganz kleine Minderheit es wagen kann, die ſcharf-
macheriſchen Gelüſte öffentlich zu bekennen. Die anderen
trauen ſich nicht, namentlich in dieſem Reichstag der 110 Sozial-
demokraten.

Die Sitzung fand einen Schluß, der dieſer Abſtimmung durch-
aus entſprach. Nach Bemerkungen von Genoſſen Molkenbuhr
und vom Fortſchrittler Gothein lehnte der Staätsſekretär des
Reichsamts des Jnnern, Herr Dr. Delbrück, ſelbſt die reak-
lionären Anregungen in aller Form ab, die vor einiger Zeit
der Berliner Nationalökonom Profeſſor Ludwig Bernard in
einer viel genannten Broſchüre über die unerwünſchten Folgen
der Sozialpolitik gegeben hat.

Die erſte Stunde der Sitzung verging mit zahlreichen Ab-
ſtimmungen. Eine große Zahl Reſolutionen wurde erledigt,
wobei trotz des deutlichen Widerwillens, namentlich des Zen-
trums, für ſozialdemokratiſche Anträge zu ſtimmen, einige von
uns eingebrachte Vorſchläge eine Mehrheit fanden. Ein
heiteres Jntermezzo ſchuf der „Hammelſprung“ gelegentlich
einer polniſchen Reſolution, die Verſuche mit künſtlicher Be-
wäſſerung begünſtigt haben wollte. Zuerſt mußte Herr von
Kröcher, der einen ſanften Schlaf genoß, durch das Gelächter
der Tribünen aus ſeinen Träumen und aus dem Saal gejagt
werden. Er beeilte ſich, als erſter wieder hereinzukommen, um
ſeine Tätigkeit wieder aufzunehmen. Ebenſo luſtig wirkte es,
als in der Reihenfolge der „Ja-Sager“ Genoſſe Bebel und Herr
Dr. Oertel hintereinander den Saal betraten.

Eine längere Debatte entwickelte ſich über die Kritik, die
Genoſſe Schulz in einer gut dokumentierten und ſehr wirk-
ſamen Rede an der politiſchen Agitation geübt hatte, wie ſie
die „Zentralſtelle für Volkswohlfahrt“ betreibt. Der National-
liberale Prinz Schönaich-Carolath, die Zentrumsredner Dr.
Pieper und Dr. Bell, der fortſchrittliche Lehrer Bruckhoff ver
einigten ſich in einer feierlichen Anpreiſung dieſer angeblich
unpolitiſchen Jnſtitution, die der Unterſtaatsſekretär Richter
am beſten kennzeichnete, als er zu ihrem Lobe anführte, daß
in ihr Männer aller bürgerlichen Parteien tätig ſind. Von
unſerer Seite replizierte mit guten Argumenten Genoſſe
Davidſohn, während Genoſſe Peus zugunſten des Vereins für
ſoziale innere Koloniſation einige Worte ſagte.

Den Schluß der Debatte bildete die ſchon erwähnte Be-
ſprechung der Reichsverſicherungsordnung, bei der Genoſſe
Molkenbuhr die Richtigkeit unſerer als phantaſtiſch abgelehnten
Anträge an den inzwiſchen erfolgten Tatſachen nachwies. Der
Staatsſekretär ſagte im Verlauf dieſer Erörterung eine Zu-
ſammenſtellung über die Ergebniſſe der deutſchen Sozial
politik zu.

Parlamentariſche Zuchthausſchwärmer.
Bei der erwähnten namentlichen Abſtimmung über die kon-

ſervative Reſolution, die ein geſetzliches Verbot des
Streikpoſtenſtehens verlangt, haben am Mittwoch im
Reichstage 52 Abgeordnete mit ja geantwortet. Es iſt not-
wendig, die Namen dieſer Zuchthausſchwärmer der Oeffent-
lichkeit bekanntzugeben. Wir laſſen ſie nachſtehend folgen:

Dr. Arendt (merkt es euch, Mansfelder Bergleutel), Dr.
Becker-Heſſen (natl.), v. Bieberſtein, v. Boehm, v. Böhlendorff,
v. Bonin, v. Brederlow, Graf v. Carmer (Oſten), Graf von
Carmer (Zieſerwitz), Dietrich, Dörkſen, v. Flemming, From-
mer, Dr. Gieſe, v. Gräfe. Gräfe-Sachſen, Dr. Hegenſcheidt,
v. Heydebrand, Hoeſch, Holtſchke, Graf v. Kanit, Baron
Knippe. Krahmer, Kreth, v. Kröcher, v. Liebert, Löſcher,
Malkewitz, v. Maſſow, Meyer (Kreuzburg), v. Michaelis,
Nehbel. Niederlöbhner, Dr. Oertel, v. Oecrzzen, v. Putlitz, Reck
(Lyck), Ritter, Rother, Schultz (Bromberg), Siebenbürger,
Strack, Stubbendorff, Dr. v. Veit, Vogt, Warmuth, Weiln-
böck, Graf v. Weſtarp, v. Winterfeldt, Witt und Zürn.

Enthaiten haben ſich die Abgg. Werner-Hersfeld, Rupp
(Baden), Bauer (Pfarrkirchen), Gerhardi und Laur.

Die Natronalliberalen, die im vorigen Jahre dem Antrage
zum Teil zugeſtimmt haben, haben alſo mit Ausnahme des
Dr. Strack und des Dr. Becker, der in die Fraktion nicht auf-
genommen wurde, diesmal gegen die Reſolution geſtimmt,
ebenſo hat auch das Zentrum, von dem im vorigen Jabre drei
Abgeordnete fur ein Zuchthausgeſetz waren, diesmal geſchloſſen
dagegen geſtimmt. Die Zuchthausſchwärmer ſitzen alſo ledig-
lich in den Reihen der Konſervativen und der mit ihnen eng
verſippten Freikonſervativen.

Kritik der Agrarierherrſchaft.
Die allgemeine Beſprechung des Landwirtſchaftsetats am

Mittwoch im Dreiklaſſenhauſe brachte wenig Jnter-
eſſantes. Daß die geringfügige Erleichterung der Fleiſch
einfuhr auf keinen Fall von der Regierung über den 1. April
1914 hinaus erſtreckt werden ſollen, war bereits bekannt, und
wenn der Frhr. v. Schorlemer das im Dreiklaſſenhaus unter
einer Flut von agrariſchen Schlagworten mitteilte, ſo hat er
ſich damit natürlich wieder den begeiſterten Beifall der ver
einigten Zöllner der Rechten, der Mitte und der National-
liberalen geſichert. Sie alle wiſſen, was ſie an ihrem Schor-
lemer haben, und daß ſie von ihm nicht eine Erklärung, wie
die ſeines Vorgängers Arnim-Criewen zu erwarten haben,
daß nämlich von den Hochſchutzzöllen nicht alle Landwirte, ſon-
dern nur die großen einen Vorteil haben. Schorlemer will
ja ſelbſt nicht einmal von einer Aufhebung oder auch nur
Herabſetzung der Futtermittelzölle etwas wiſſen, wie er auf
eine dieſe Forderung enthaltende Rede des Fortſchrittlers Dr.

Pachnicke antwortete. Dabei hatte der Herr Miniſter noch den
feinen Takt, zu ſagen, daß er ja nicht hoffe, den Herrn Pachnicke
zu ſeiner Meinung zu bekehren. Was liegt einem preußiſchen
Landwirtſchaftsminiſter an der Meinung der ſtädtiſchen Be-
völkerung, an der Meinung aller Leute überhaupt, die nicht
oſtelbiſche Großgrundbeſitzer oder ihr Anhang ſind! Genoſſe
Leinert ſtellte zunächſt feſt, daß der Miniſter deshalb immer
vor einem Sozialdemokraten ſpreche, um der ſtärkſten Partei
Preußens ſeine Mißachtung deutlich zu bezeugen; auf dieſe
Art erſpart ſich der Miniſter überdies immer die Antwort auf
unſere Reden. Jn der Tat würde es ihm auch ſchwer fallen,
die wuchtigen Anklagen zu entkräften, die Leinert in ſeinen
zweiſtündigen Ausführungen gegen die Herrſchaft des Groß-
grundbeſitzes, das Syſtem der Wucherzölle, gegen die abſolute
Vernachläſſigung aller hygieniſchen Rückſichten bei den Woh
nungen der Landbevölkerung, gegen die Entrechtung der Land-
arbeiter und gegen die reaktionären Pläne richtete, die die Ant
wort auf die erfreuliche Tätigkeit des Landarbeiterverbandes
darſtellen. Die zwei folgenden Redner, ein Konſervativer und
ein Zentrumsmann wußten denn auch auf Leinerts Dar-
legungen nichts zu erwidern.

Am Donerstag geht die landwirtſchaftliche Debatte weiter.

Abbau der Lebensmittelzölle!
Die Junker ſchreien in ungezügelter Raffſucht nach Erweite

rung und Erhöhung der Schutzzollmauern. Ein Butterzoll
ſoll neu eingeführt werden. Dieſelbe Forderung wird erhoben
inbezug auf Gemüſe und Obſt und ſoweit dafür bereits
Zölle beſtehen, deren Heraufſetzung. Dabei handelt es ſich
nicht lediglich um Demonſtrationen zum Schutze der beſtehen-
den Verhältniſſe. Durch Bildung beſonderer Zollkommiſſionen
und ſyſtematiſche Bearbeitung der mit den Vorarbeiten für
die Neuordnung der Handelsverträge in den Miniſterien be
ſchäftigten Stellen wird die Durchſetzung der erhobenen
Forderungen allen Ernſtes erſtrebt. Dagegen kommt in den
miniſteriellen Kreiſen immer mehr die Erkenntnis von der
Unhaltbarkeit der jetzigen hohen Agrarzölle zum Durchbruch.
So betont die Handelskammer Elberfeld in ihrem letzten Ge-
ſchäftsbericht, daß eine genaue Prüfung der Verhältniſſe und
Ermäßigung der landwirtſchaftlichen Zölle geboten ſei.
Das Syſtem der Meiſtbegünſtigung müſſe als für allemal Ge-
gebenes betrachtet werden.

Nun wird man das bekannte Lamento über Feindſchaft gegen
die Landwirtſchaft wohl wieder mal vernehmen!

Reichstagserſatzwahl in Jerichow?
Bekanntlich hat die Wahlprüfungskommiſſion die Wahl des

Genoſſen Haupt in Jerichow für ungültig erklärt. Schließt
ſich das Plenum dem Antrage an, dann hat eine Nachwahl ſtatt
zufinden. 1912 war das Ergebnis geweſen: Haupt 11 992,
v. Byern (konſ.) 9870, Merten (Fortſchr.) 8291. Jn der Stich-
wahl ſiegte Haupt mit 15 263 gegen 15 256 Stimmen. Zweifel-
los wird in dieſem faſt rein ländlichen Kreiſe der Kampf für
uns ein ſehr ſchwerer werden, denn die beiden bürgerlichen
Parteien machen ſchon jetzt die gewaltigſten Anſtrengungen,
um uns den Kreis zu entreißen. Liberale Blätter laſſen ſich
aus dem Kreiſe ſchreiben:

Byern wird wegen Alter und Krankheit nicht wieder kandi-
dieren. Von der konſervativen Parteileitung iſt im
Einverſtändnis mit dem Ausſchuß des konſervativen Pro-
vinzialvereins für die Mark Brandenburg als Kompromiß-
kandidat der Konſervativen, der Reichspartei, der Reformer
und des Bundes der Landwirte der frühere Reichstagsabge-
ordnete Elard von Oldenburg auf Januſchan in Ausſicht
genommen worden, und falls er die Kandidatur ablehnen
ſollte, in zweiter Linie Graf von der Schulenburg auf
Lieberoſe (Mark Brandenburg). Für die Fortſchrittler
wird wie bisher Hauptlehrer Merten in Genthin, der Ver-
treter des Wahlkreiſes von 1903 bis 1907, und für die Sozial
demokraten der bisherige Abgeordnete Haupt kandidieren.
Sowohl in den Kreiſen der Reichstagsabgeordneten als auch
im Wahlkreiſe ſelbſt rechnet man damit, daß diesmal der
Konſervative und der Fortſchrittler in die Stich-
wahl kommen werden, wobei es ſehr wahrſcheinlich iſt,
daß letzterer mit ſozialdemokratiſcher Hilfe ebenſo wie im
Jahre 1903 gewählt werden wird. Sollten wider Erwarten
der konſervative dder der fortſchrittliche Kandi-
dat mit dem Sozialdemokraten in Stichwahl kommen, ſo
wäre diesmal wohl die Wahl des bürgerlichen Kan-
didaten geſichert.

Dieſe Nachrichten liberaler Blätter laſſen darauf
ſchließen, daß bei einer gleichen Stichwahl wie 1912 auch die
2000--3000 fortſchrittlichen Wählerx, die 1912 für Haupt ſtimm-
ten, diesmal zum Teil ins Lager des Januſchauers übergehen
wollen oder ſollen.

Deutſches Reich.
Umgehung des Reichstags? Genoſſe Hoch hat im Reichs

tage folgende Anfrage eingebracht: „Jſt die Behauptung rich-
tig, das Kolomialamt habe im Widerſpruch mit der im
vorigen Jahre abgegebenen Zuſage des Herrn Staatsſekretärs
des Kolonialamts ſeine Zuſtimmung dazu gegeben, daß die
Diamantenregie einen neuen Vertrag über die Abgabe
der Diamanten aus Süd-Weſtafrika abſchließt, bevor der Reichs
tag zu den Bedingungen des Vertrags Stellung nehmen konnte?

Die Kriegsgreuel auf dem Balkan. Abg. Ledebour hat
im Reichstag die folgende kleine Anfrage eingebracht „Jſt der
Herr Reichskanzler bereit, Auskunft darüber zu geben, ob und
inwieweit die Konſulatsberichte aus den Balkanländern die von
verſchiedenen europäiſchen Zeitungen wiederholt vorgebrachten
Behauptungen beſtätigt haben, daß die Truppen der verbünde-
ten Balkanſtaaten ſich Grauſamkeiten gegen die türkiſche, alba-
niſche und jüdiſche Bevölkerung haben zuſchulden kommen
laſſen, die angeblich ſtellenweiſe ſogar den Charakter einer
ſyſtematiſchen Ausrottung jener Bevölkerungsteile angenommen
haben Gedenkt der Herr Reichskanzler ferner die Entſendung
einer Kommiſſion ſeitens der Großmächte zur Unterſuchung
jener Vorgänge und der durch ſie herbeigeführten Zuſtände an-
zuregen

Fachausſchüſſe für Heimarbeiter. Auf eine Anfrage hat
Staatsſekretär Delbrück mitgeteilt, daß Verhandlungen ſchwe-
ben über die Errichtung von Fachausſchüſſen für Heimarbeiter.
Jm preußiſchen Etat werden bereits 20000 Mk. für dieſen
Zweck angefordert. Das Reichsamt des Jnnern hat einen Ent-
wurf ausgearbeitet, der demnächſt an den Bundesrat gelangen
wird.

Die erſte ſtädtiſche Fleiſchhalle. Aus Berlin wird ge-
meldet: „Unter großem Andrange von Käufern iſt geſtern die
erſte ſtädtiſche Fleiſchhalle in Wilmersdorf eröffnet wor-
den. Sie bedeutet eine Neuerung, die von den Schlächtern
anders als vom Publikum angeſehen wird. Der Eindruck des
unparteiiſchen Beſuchers war günſtig. U. a. war eine lange
Reihe auſtraliſcher Hammel, die erſten ihrer Art in Berlin, auf-
gehängt.“

Obgleich in der Praxis dieſer erſte Verſuch kommunaler
Lebensmittelverſorgung nur wie ein Tropfen auf einen heißen
Stein wirkt, bedeutet er doch grundſätzlich einen Schritt
in der Richtung vorwärts und aufwärts.
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Zur Landtagswahl in Lippe. Bei den Wahlen zum Land
tage wurden am Mittwoch in der feudalen erſten Wählerklaſſe
fünf Konſervative und zwei Nationalliberale gewählt. Die
Konſervativen haben ihren Beſitzſtand gewahrt. Dem Land-
tage gehören an: 10 Konſervative, 4 Fortſchrittler, 2. National-
liberale, 1 Sozialdemokrat. Vier Stichwahlen zwiſchen Sozial
demokraten und Fortſchrittlern ſtehen noch aus.

In der dritien Wählerklaſſe ſtieg die Sozialdemokratie von
3715 Stimmen (ber der letzten Landtagswahl auf 7200
Stimmen.

Noch eine liberale Muſterſtadt. Die Stadtverordneten
werſammlung der 380 000 Einwohner zählenden rheiniſchen
Großſtadt Düſſeldorf hat ſich für die Errichtung einer
Landkrankenkaſſe für den Stadtkreis Düſſeldorf aus-
geſprochen, nachdem bereits vorher die ſozialiſtenreine „Soziale
Kommiſſion“ einen gleichen Beſchluß gefaßt hatte. Jm Düſſel-
dorfer ebenfalls ſozialiſtenreinen Stadtparlament fehlt
den „Liberalen“ nur eine Stimme an der Zweidrittelmehrheit;aber ſie hatten ſich in dieſer Frage geſpalten. Die Land
krankenkaſſe wäre trotzdem gefallen, wenn das Zentrum ge-
ſchloſſen gegen ſie geſtimmt hätte. Doch die Abſtimmung ergab
23 gegen 23 Stimmen, worauf der Oberbürgermeiſter als Vor-
ſitzender den Ausſchlag für die Landkrankentaſſe gab, für die
ſich übrigens der Regierungspräſident ſehr intereſſierte. Be
gründet wurde die Vorlage damit, daß eine Landkrankenkaſſe
den Dienſtboten „mehr biete“, als die große Ortskranken-

kaſſe; auch ſeien die Dienſtboten in erſterer beſſer aufgehoben“.
Dabei werden die Leiſtungen der 40 000 Mitglieder zählenden
Ortskrankenkaſſe von keiner anderen Kaſſe in und um Düſſel-
dorf erreicht. Sie gewährt u. a. 60 Proz. des Durchſchnitts
lohns an Krankengeld während 52 Wochen, hat ein Geneſungs-
heim, eine eigene Zahnklinik und fakultative Familienverſiche-

rungl!
OeſterreichUngarn.

Vor dem ungariſchen Generalſtreik. Der von der Sozial-
demokratie vorbereitete Generalſtreik beherrſcht die geſamte
innere Politik. Die Gewerkſchaften halten im Laufe dieſer

Woche Separatverſammlungen ab, in denen der Arbeiterſchaft
der Beſchluß bekanntgegeben, zur Abſtimmung und zur An-
ſchaffung von Sparmarken aufgefordert werden ſoll. Auch die
bürgerliche Geſellſchaft beginnt, aktiv Stellung zu nehmen. Die
Gewerbekorporation der Fleiſchhauer und Wurſtlergeſellſchaft
hat beſchloſſen, bei Beginn des Generalſtreiks ſämtliche Kauf
läden zu ſperren. Die Fabrikantenliga proteſtiert gegen den
Wahlrechtsenwurf der Regierung. Die Landadvokatenkammer
hat den Entwurf eines Memorandums an die Regierung ein-
gereicht. Die Budapeſter Kaufleute beſchloſſen, an den Tagen
des Streiks die Geſchäfte zu ſperren. Die Kleingewerbetrei-
benden haben beſchloſſen, am Streik aktiv teilzunehmen. Auch
aus den Provinzen kommen ähnliche Nachrichten. Jn der Stadt
Fünfkirchen hat ſich ein Hunderter-Komitee aus Bürgern ge-
bildet, das in den Tagen des Streiks die dortige notleidende
Arbeiterſchaft mit Lebensmitteln verſehen will. Geſtern abend
hielt die Regierungspartei eine große Verſammlung ab.
Miniſterpräſident Lukacs hielt eine große Rede, in welcher er
ſpeziell an die Sozialdemokratie die ſchärfſten Drohungen
richtete. (Wir haben ſie bereits geſtern wiedergegeben. Red.)

Mittwoch iſt der Reichstag eröffnet worden. Ein Polizei-
kordon ſteht wie früher um das Gebäude und die Oppoſi-
tion iſt wieder aus geſperrt. Es findet heute nur eine
formelle Sitzung ſtatt, am Freitag ſoll wieder eine Sitzung ſein,
in welcher das Komitee für die Vorberatung der Wahlrechts
vorlage gewählt werden ſoll. Dann wird der Reichstag bis
Ende Februar vertagt.

Die Sozialdemokratie hat dieſer Tage eine Flug-
ſchrift für den allgemeinen Streik in einer Auflage von einer
halben Million herausgegeben. Auch werden kleine Flug-
ſchriften verbreitet, in denen dem Volke das neue Wahlrecht
richtig dargeſtellt wird. Der Miniſterpräſident hat als
Miniſter des Jnnern an ſämtliche Behörden des Landes eine
Verordnung erlaſſen, laut welcher die Kolportage, d. h. der
Einzelverkauf der Nepszawa im ganzen Lande verboten wird.
Dieſe Verordnung befindet ſich jetzt in den Händen der Pro
vinzſtadthauptleute und der Stuhlrichter, die die Verbreitung
der Nepszawa unmöglich machen ſollen. Auf den Eiſenbahn
ſtationen warten die Poliziſten, und wenn der Kolpokteur das
Paket ſozialdemokratiſche Zeitungen erhält, nehmen ſie es ihm
einfach weg. Gerüchtweiſe verlautet, daß in nächſter Zeit
der Nepszawa auch das Poſtdebit entzogen wird.

Rußland.
Der Jahrestag des Petersburger Blutſonntags (22. Januar

1905) wurde am Mittwoch von einem großen Teile der Peters-
burger Arbeiter durch Arbeitseinſtellungen begangen;
von 300 000 Arbeitern feierten etwa 50 000. Vereinzelte Ver
ſuche, revolutionäre Lieder anzuſtimmen, wurden durch die
Polizei „unterdrückt“. Zu größeren Straßendemonſtrationen
kam es nicht, und auch rote Fahnen wurden nicht ſichtbar.

Aus der Partei.
Sozialdemokratie und Kriegsgefahr.

Die Generalverſammlung des Sozialdemokratiſchen Kreis-
oereins Mülhauſen i. El ſ. nahm am letzten Sonntag, im

ſozial-
demokratiſchen Reichstagsfraktion, einſtimmig die folgende, von
Auſchluß an frühere Erörterungen über die Haltung ver

dem Genoſſen Jean Martin begründete Reſolution des Vor-
ſtandes au:

„Die Generalverſammlung des Sozialdemokratiſchen Kreis-
vercins Mülhauſen i. Elſ. erhebt Ein ſpruch gegen die in der
Reichstagsſitzung vom 3. Dezember vorigen Jahres, in einem
Augenblick, der zu äußerſter Vorſicht mahnte, abgegebene Er-
klärung, die deutſche Sozialdemokratie wäre im Falle eines An
griffs von Rußland bereit, ebenfalls die Flinte auf den
Buckel zu nehmen und den Krieg mitzumachen. Die Ver-
ſammlung erinnert daran, daß die Unterſcheidung zwiſchen
Angriffs- und Verteidigungskrieg nicht Sache des Proletariats
ſein darf, wenn doch das Proletariat auf die von den kapiig
liſtiſchen Staaten abgeſchloſſenen Bündnisverträge wie auf
deren ganze Auslandspolitik einen beſtimmenden Einfluß nicht
ausüben kann. Das Beiſpiel der Emſer Depeſche und die Un
verfrorenheit, mit welcher neuerdings die Regierungsorgane
mit Einſchluß der klerikalen Preſſe Deutſchlands und Oeſter
reichs den Streit um einen ſerbiſchen Adriahafen zu einer
Lebensfrage für OeſterreichUngarn und zu einer Sache der
deutſchen Bundestreue vom Belt bis zur Adria aufbauſchte,
zeigen, mit welchem Erfolge fortgeſetzt die Jrreführung
der Maſſen unter dem Vorwande der nationalen
Verteidigung von den Herrſchenden betrieben wird. Bei
dieſer Sachlage iſt jede Loyalitätserklärung ſozialdemokra-
tiſcher Abgeordneter für den hypothetiſchen Fall eines Angriffs-
krieges geeignet, die Aktionskraft des Proletariats für die Er-
haltung des Friedens zu lähmen und die Arbeitermaſſen
zum unklaren und willenloſen Werkzeuge der verbrecheriſchen
Macht- und Raubgelüſte zu machen, welche die imperialiſtiſche
Politik beherrſchen.

Die Verſammlung erſucht die ſozialdemokratiſche Fraktion
des deutſchen Reichstags, zu dieſer Frage bindend Stellung zu
nehmen, um alle Zweideutigkeiten und Mißverſtändniſſe über
die Stellung der deutſchen Arbeiterklaſſe zum Kriege für die
Zukunft auszuſchließen.

Der Vorſtand wird beauftragt, die Reſolution dem Partei-
vorſtande und dem Vorſtande der Reichstagsfraktion zur
Kenntnis zu bringen.“

Gewerkſchaftliches.
Die Tarifverhandlungen im Baugewerbe

wurden am 21. und 22. Januar unter Leitung der drei Un
parteiiſchen, Herren Dr. Prenner, Rath und v. Schul z
in Berlin im Reichstagsgebäude fortgeſetzt.

Eine Hauptrolle ſpielte vor allem wiederum die von Ar
beitervertretern geforderte Garantieübernahme für eine allge-
meine Lohnerhöhung. Die Unternehmer glaubten ſowohl dieſen
Vorſchlag, als auch die weniger weitgehende Anregung der Un
parteiiſchen, ihren Mitgliedern eine allgemeine Lohnerhöhung
zu empfehlen, ablehnen zu müſſen. Nach weiteren Verhand-
lungen gaben die Unternehmer folgende Erklärung ab:

Wir haben erklärt, daß wir eigen Hauptvertrag vereinbaren
wollen, der für das geſamte bisherige Vertragsgebiet gilt und
daß wir nicht zugeben können, daß Gebiete vertragslos bleiben.
Sollten in einzelnen Gebieten Einigungen über die bezirklich
zu regelenden Vertragsbeſtimmungen nicht zuſtande kommer,
ſo wollen wir unſeren Einfluß zum Abſchluß von Verträgen in
dieſen Gebieten geltend machen, nötigenfalls unter Anrufung
bezirklicher Schiedsgerichte, jedoch unter der Vorausſetzung, daß
von ſeiten der Zentralorganiſation der Arbeiter der gleiche
Wille bekundet wird.

Darauf gaben die Arbeitervertreter folgende Erklärung ab:
Unſere Stellung zum Vertragsabſchluß halten wir durch

unſere Erklärung in München für gegeben. Sie läßt keinen
Zweifel daran, daß wir zum Abſchluß eines Vertrags im bis-
herigen Umfange bereit ſind. Wir bedauern aufs tiefſte, daß
ſich der Arbeitgeberbund trotz der außerordentlich drückenden
Teuerung weigert, die Notwendigkeit einer allgemeinen Lohn-
erhöhung anzuerkennen und bei ſeinen Unterverbänden zu be-
fürworten. Die Verantwortung für die ſich daraus ergeben-
den Schwierigkeiten müſſen wir dem Arbeitgeberbund allein
überlaſſen. Die Frage bezirklicher Schiedsgerichte zur end
gültigen Schlichtung etwa verbleibender örtlicher Streitfragen
anzurufen, iſt für uns infolge der Stellung des Arbeitgeber-
bundes in der Lohnfrage undiskutabel. Um jedoch unſere
Friedensliebe zu bekunden, ſind wir bereit, die für den Abſchluß
neuer Verträge hauptſächlich in Betracht kommenden Fragen,
wie z. B. Arbeitszeit, Arbeitsnachweiſe, Akkordarbeit uſw. zu
beſprechen und überlaſſen es den Herven Unparteiiſchen, die
Reihenfolge dieſer Gegenſtände zu beſtimmen. Wir erklären
jedoch, daß eine endgültige Annahme des Vertragsmuſters und
des Hauptvertrags erſt dann erfolgen kann, wenn in allen ört-
lichen Fragen ein Einverſtändnis erzielt worden iſt.

Die Arbeit,„geber“ zogen ſich hierauf zu einer weiteren Be-
ratung zurück und erklärten dann folgendes:

Jhre Bereitwilligkeit zum Abſchluß eines Vertrags im bis-
herigen Umfange deckt ſich mit unſerer bereits in München ab-
gegebenen Erklärung; die Weigerung einer allgemeinen Lohn-
erhöhung im ganzen Reich zu befürworten, beruht auf der
Ueberzeugung, daß das nicht zu beſtreitende Darniederliegen
des Baugewerbes, verſchärft durch den ungünſtigen Geld und

Hypothekenmarkt, ſolche Maßregeln nicht zuläßt, ganz abge
ſehen davon, daß einzelne Lohngebiete durch den Dresdner
Schiedsſpruch vom Jahre 1910 bereits übermäßig belaſtet ſind.
Ueberdies iſt die Feſtſetzung des Lohnes eine den Bezirks und
Ortsverbänden zuſtändige Angelegenheit. Zur Beſeitigung der
hieraus ſich ergebenden Streitpunkte haben wir die Bezirks
ſchiedsgerichte in Vorſchlag gebracht. Wir ſind damit einver
ſtanden, daß nunmehr in die Beratung des Vertrags, und zwar
in der von den Herren Unparteiiſchen beſtimmten Reihenfolge
eingetreten wird. Das deckt ſich mit unſerer Auffaſſung, daß
die en ältige Annahme des Vertrags erſt nach Erledigung der
bezirklichen bezw. örtlichen Verhandlungen erfolgt.

Auf Grund dieſer Erklärung wurde ſodann die Arbeits
zeit verhandelt. Nach S 1 des bisherigen Hauptvertrags ſoll
eine weitere Verkürzung der Arbeitszeit unter zehn Stunden
in allen Vertragsgebieten nicht eintreten. Es darf jedoch für
einzelne Orte und wirtſchaftlich zuſammengehörige oder gleich-
artige Gebiete, in denen die Arbeitszeit zehn Stunden beträgt
und beſonders ſchwierige Verhältniſſe namentlich in Woh-
nungs- und Verkehrsangelegenheiten vorliegen, über eine
mäßige und allmähliche Herabſetzung der Arbeitszeit örtlich
verhandelt werden. Die Unternehmer erklären ſich mit der
Beibehaltung des bisherigen Zuſtandes einverſtanden, während
die Arbeitervertreter ſich die Freiheit vorbehalten, auf eine
Verkürzung der Arbeitszeit in weiterem Umfange hinzuwirken.

Schließlich wiederholten die Unternehmer ihre Anträge auf
Einbeziehung der Metallarbeiter in den Tarifvertrag. Die
Arbeitervertreter erklärten, ſich hierzu nicht äußern zu können.
Angeſichts der vorgeſchrittenen Zeit und der Behinderung einer
Reihe von Mitgliedern mußten abends 7 Uhr die Verhand
lungen abgebrochen werden. Die Unparteiiſchen machten im
Intereſſe der weiteren Fortführung folgende Vorſchläge:

1. Es wird der 24. Februar zur weiteren Verhandlung in
Ausſicht genommen.

2. Die Vertragsparteien verpflichten ſich, bis 15. Februar ihre
Anträge zum Hauptvertrage und zum Vertragsmuſter jedem
Unparteiiſchen ausſchließlich zu deſſen perſönlicher Kenntnis-
nahme einzureichen.

3. Am 24. Februar ſoll in Verfolg der eingereichten Anträge
über den Hauptvertrag und das Vertragsmuſter beraten und
hierüber tunlichſt eine Einigung angeſtrebt werden. Zugleich
ſoll über die Zubilligung einer Lohnerhöhung verhandelt wer-
den. Zur Schaffung einer geeigneten Grundlage für dieſe
Verhandlungen wird dem Arbeitgeberbund nahegelegt, nach er
neuter Fühlungnahme mit ſeinen Mitgliedern inzwiſchen in
eine nochmalige Prüfung dieſer Frage einzutreten.

4. Nach Erledigung dieſer Fragen haben die örtlichen oder
Bezirksverbände über die im Vertragsmuſter offen gelaſſenen
Punkte zu verhandeln und ernſtlich eine Einigung zu erſtreben.

Nach kurzer Beratung erklärten ſich beide Parteien damit
einverſtanden.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Parteinachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton

und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen,Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für die
Jnferate verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.).

ſt 9 i ſ
V

c

c

W

n

J

nI J
auaurArs-
CIGARETTE Tann

*2004

lebenontte

SonnabendFreitag

bekocht. Schinken 38 v. Mia 5 Pfund 2Ovf. lihren eine Pfund 1hvwf. Iudehn Viund J0 Pf.

landleberwurzt vBiund 69 Iee 2 atete 19 Pf. III re Vfund 10 v. Apfelschuitte und
Thür Zuhwurgt Bund 99 v. Edwürste 3 etäd Z9 f. Bolen Pfund 10Pf. Püicnhe Wfund 2 f.

Nettwart Pfund I Eüüiegpulrel 5 Vag 20 vt. Elhen Pfund 1 f. Aprſaren Viund J2 Pf.
nacht ind 90 t. Slärte Pfund 22 f. ſfes Pfund 16 f. n Piund J Pf.
Heringe Salat v. 20 Salmiah Terpentinzeite- 27 Graupen Pfund 19 v. Pfund I f.re wewſectſy, Sintennet rſ I

Pfund Pf. Pfund Pf e Pfund
Nussbaum

Aptelinen

Züwonen

here feigen

Patteln

Kamerun-Aete Pid. O
ltal Bamentehl u 12 v

r

5 eud 20v.
Pfund O v.

Pfund 2 v

n nedpork Pfund 22 v.

Kokeziett und 90
Bouillon Würte 10 eid. 19.

Erden 2 vid. Doſe 52 Pf.
Aretten Pid.- Doſe J2 Pf.

2 Bd. Doſe 59 v.

Pflaumen pnnen r 82 32 v.

Kirschen 2 56
krädeeren Be 92 v
birnen 2 68 w. Man weis Pfund J.
ben früchte 2 60 v. la viuad O9 w.
Sratheſinge odne We 50 v

Pfefferminrhruch Biund O v.

Kopfeht K Pfund 9 v.
Malzbanden vVfſtnd 12 Pf.

TTTA I
27



er Konfirmutſon:
Kleiderstoffe,Röcke, wels I ſt

Serär Hut U. billig b.

M. Gottheil,Kl. Klausſtr. 9, Ece verſt.

Aarven, Masen, Konketti, rämt-

Hche Papier u. Schrelhwaren,
Schul Artlkel, Spiewwaren

empfi hlt
Lisbeth Koit,

Wörmlitzerstr. 12, Boke Wolfstraße.
Daselbst Annahme für Reinigung

und Färberei Union 5756

Ab eſer

Reiohhaltiger Inhalt u. a.
Alle für den Arbeiter wich-

tigen Adressen
Porträts der 110 s021ial-

demokratischen Reichs-
tagsab geordneten

Reichhaltiges statistisches
Material über dieReiohs-
tags wahlen 1912

Die deutsche Reichsver-
fassung

Arbeiterbiſdung und Sil-
dungs arbeit

Kinderschutzgesetz
Etwas v. Sohnapsboykott
Die Gewerkschaften im

Jahre 1911
Kalendarium sowle Ge-sohichtskalender, Porto-

taxe, Notizbueh
Preis gebunden
50 Pfennig z

Freitag 5754Der BeeJulius Lange,
Schimmelſtraße 17.

Fekanntmachung

Der Verkauf des ſtädtiſchen
Fleiſches erfolgt an folgenden
Stellen

Große Stein trat
BernburgerſtraStand auf dem ler
Burgſtraße 16,
Biauch aſßße 773,
Merſeburgerſtraße 103,
Tholuckſtraße 6,Lefſingſtraßze 24,

Beeſenerſtraße 138,
Büſchdorferftraße 2,
Grünſtraße 13,Varfützerſtraßze 17,

Blücherſtraße 3.

Der Einkauf ſteht jedem Ein-
wohner der Stadt Halle unter
gleichen Bedingungen frei.

a

h l

89 d

Der Verkauf findet werktäglich
von 8- 12 Uhr vormittags und
2--8 Uhr nachmittags (Sonn-
abends v. 2--9 Uhr nachmittags)
ſtatt. Die Verkaufspreiſe ſind in
jeder Verkar ifsſtelle angeſchlagen.

Halle a. S., den 2. Jan. 1913.
Der Magiſtrat.

Satz Milchtöpfe s ginek O r Maschinentöpfe 45 88 34 24 r

Vuhudhdendiung alle

Harz 42/43.

Tenerungs-Deputatisn.

Unser letztesJanuar -Eitra- Angebot

ist eine

an besondere m
J W

Reuters infole
Pfun
h E treſſe

vielm

heraus gegeben diemit Holzgriff, von E. KRAUSE p. d.m 28 em Durchm. 3 elegante Leinenbände JStück 95 7. Prois 4 Mark Fleiſ
Zu beziehen durch alle Aus Staa

Emaille- Eimer van aereriert. 90 e Enmaille-Schmortöpfe e r e r v. en
„Kaffeekannen s 48 38 r Waschtöpfe 225 106 1.6 Volks- Zuchnancllung en

„Kaffeekannen u 90 Waschservice n e Iüiſehtöpfe a Br. Wasehbecken Fs 48 r Er Güe Hemnen bagtwirte
Verm
natünkiiineznunen

narrendhencen, tet
zockhiertesten, n

Famlllen- Abengen, n
Schlachte Festen, c

2000 Sohmortöpſ 26.
(in 9 Grössen sortiert, 12-—28 cm)

Ringtöpfe 11s 75 58 Milchkocher a Loebe 135 118 90 r
Salz- u. Mehlmetzen s s 46 4B r Bratpfannen x o 58 r ehe Ah s a

Volks Buchhandlung. Fall
Kaffeeflaschen s 35 28 r Essenträger acppe. 80

o100.. Ovale Waschwannen

s Halle einweg 2), nuar fubree

utkne n und Nien- Reden

flenkeltöpfe e o TS r Wasserkessel o u 53 re Tolgschllsseln fus 90 re helle a n San
Semmel I. Dwiebeſharten 90 re Wasserkannen re 90 r Schlsseln gen 0 en an angton

ſg ſtadt WVot DispStlelkasserollen s 2 18 r rer v et O r ehe ßarnit. 160 90 v e citberget Sed.
Durchsehlä Milehkri G er Foenstere 90 cher Fottler Ocquer a

n ma rcheC55öttel e Kaffeesiehe 22 I er Satz Sehlssein h s r e erge ee urgerſtr. Eiaufmann S. (Landsberger-so v ehe Sülheen z 18 l
2 i „Ale Tr eiters atte aus Tilleda J radeDorotheg geb. mid Melorn in Steckner gearbF. en riatg. 5 Vera Le mich

0 mann eſenerſtraße 10). Jaauf E n hier T. vJ Rabett bat s aa wehra Waren dieser d r. Srunnenar. 329 SW O D O O W O 2 22. Januar. rAufgebo erichtsreferendar J Operw. Leuſchner De5759 ne uPaffee I 935 Tat 40 t edge iſtra J herl n. 89 t l 5 1.15 90 P e S. Se i Laniy Derderſr. nan a Rockkeibenachinen 95 netern r T. Blumenthal traße n gedäre e eelfehänane er

n ehrnar W u Deutsen. heiter ernang
Sonnabend, den bruar Wig, end 8 Uhr, im „Krug

zum grünen Kranze“:

General Versammlung.
gesordnun1. Vorlegung des e Seht der Bilanz, Ver
Entlaſtuteilung des Ueberſchuſſes,

W We h r ied auſS Grosse Ulviehstrasse 54. dng a J Seerdiſtabe d un
e m mm mm unununuun Alle Parteiſchriften Die Von r. inne, n

s amnRegtaurant Harzhurg, an
Freitag den 24. Jannar er.

Gr. Schlachtefest
Zahlstelie Halle a. SSonnabend den 25. Januar ä. J. gherär 8 Uhr im

n dekorierten grossen Saale des Volksparks,
urgstrasse 27:n orſtandes.2. r n ſgtutengemäs aus heben e Vorſtands- und

ufſichtsraksmitglie
J ſern des rotokolls der u *2010 Winter Vert In n Hierzu ladet ergebenſt ein Albert Paſchke. re

e t zorſtzende des Aufſſichtsrats. Franz Bochk. NB. Für Vnterhaltung ist bestens gesorgt. Laur

67655 ba u 4 (zweih Restaurant Trothuerstrusse 32.und r e. Veberrasehungen, Glückerad usw. e un
Es adet ergebenst ein 5746 Der Festausschuss. Sonaabend den 25. Januar er.

Sonnabend den 25. Jannar: J ääähh a vſowie ff. Speckkuchen nGr. Bockbierfest. Anuſichts Poſtkarten Hierzu ladet e T n ve laden freundliehet ein R. Krüger u. Frau. Volse on ihelm Vogel, Gastwirt. kühle



ndhin

T
Arten
den,

ten,
nden,
en.

achrichten

22. Januar

Franziska
und Nien-
ſtent Schott
cheinfeld u.4 Woll

eitberger

r T.lechſchmied
t enfeld-
i

ſchicrführer
r tr.indsberger
Lichtenfeld

Marosky

z 5).erzn
us Tilleda

mid
nerBerta 4

nnenſte. 30)

sreferendar
Leuſchner

sRegiſtrae

s Münch-
derberg 21).

h ied
hlt
T

n

fest
aſchle.

e 37.

'est
573

der Budgetkommiſſion, die eine

ſind immer für beſſere

geſtalten werden.

„Aufzucht von Schweinen ausgeſchloſſen iſt.

Die Getreidebörſe.

1. Beilage zum Volksblatt.
Dr. 20 Halle a. S., Freitag den 24. Januar 1913 24. Jahrg.

Agraria.
Rede des Abgeordneten Genoſſen Leinert zum

Landwirtſchaftsetat im Dreiklaſſenhauſe.
11186. Sitzung, Mittwoch, 22. Januar 10918.
Abg. Leinert (Soz.): Wir ſtimmen für die Reſolution

Erhöhung der ſtaatlichen Unter
ftlichen Schulen fordert, denn wir

ulbildung. Wir ſind aber entſchie
den dagegen, daß in dieſen Schulen nach dem Wunſche des
Abg. Wallenborn Religionsunterricht erteilt werde.

Was die Maßnahmen der Regierung
gegen die Fleiſchteuerung

anbelangt, ſo iſt in der Kommiſſion behauptet worden, daß
inſolge dieſer Maßnahmen die Fleiſchpreiſe bis um 40 Pf. pro
Pfund geſunken ſeien. Das iſt ganz unglaublich, und die be-
treffende Stadt iſt auch nicht genannt worden. Man konſtatiert
vielmehr als einzigen Erfolg der Maßnahmen, da die Fleiſch
preiſe nicht noch höher geworden ſind. Einen Schaden für
die Landwirtſchaft wagt niemand zu behaupten. Der Abg.
v. d. Gröben behauptete, daß auch im Ausland nicht genügend
Fleiſch vorhanden ſei. Das angebliche ruſſiſche Fleiſchausfuhr
verbot iſt kein Beweis dafür, daß nicht genügend Vieh und
Fleiſch in Rußland ſelbſt vorhanden wäre. Ein ruſſiſcher
Staatsrat hat der Stadt Berlin einen dreijährigen Fleiſch
lieferungsvertrug angeboten, der jede Menge Fleiſch liefern
wollte, aber eine mehrjährige Garantie verlangte, weil dann
die ruſſiſche Reguerung Kühlwagen bauen und den Transport in
jedem Sinne erleichtern und verbeſſern wollte. Für die ange
kündigte Aufhebung der Maßnahmen am 1. April 1914 iſt nicht
der mindeſte Grund genannt worden, und ſelbſt der Miniſter
hofft nur, daß ſich bis dahin die Fleiſchpreiſe wieder regulär
g Der Miniſter hat aus der noch nicht veröffentlichten Statiſtik eine Vermehrung des Rindviehbeſtandes
als wahrſcheinlich erklärt, aber auch er konnte nicht von einer
Vermehrung des Schweinebeſtandes ſprechen. Ganz
natürlich, die kleineren Schweinezüchter können die hohen

erkelpreiſe nicht bezahlen, dazu kommen die ungeheuer ge-
ſtiegenen Futtermittelpreiſe, ſo daß jeder g bei der

ie Beſeitigung
der Futtermittelzölle iſt eine unbedingte Notwendigkeit. Gewiß,
wir haben genug Futtermittel, aber ſie ſind nicht billig genug!
Auch wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß es beſſer iſt, wenn
in Deutſchland ſo viel Vieh und Fleiſch hervorgebracht werden
kann, daß es zu annehmbaren Preiſen verkauft werden kann,
als daß Fleiſch aus dem Ausland m wird. Dazu
Fern aber billige n ie Herabſetzung derfiſenbahntarife ſe* uttermittel iſt kein Erſatz dafür, nament-
lich dann, wenn ſie nur vorübergehender Natur iſt, in welchem
Fall ſie meiſtens dem Handel zugute kommen. Erſt wenn die
Herabſetzung dauernd iſt, ſetzt ſie ſich in den Preiſen durch.

Die Etatsforderung von 150 000 Mk. mehr als im Vorjahre
zur Förderung der Viehzucht und des Molkereiweſens, ſowie
von 250 000 Mk. einmaliger Ausgaben unterſtützen wir voll
kommen, erachten ſie aber als viel zu geringl (Sehr wahr bei
den Soz.) Der Miniſter hat die Aufhebung der Fleiſchein
fuhrerleichterungen am 1. April 1914 damit e begründen her
ſucht. daß in dem Reichsgefetz über die Zollerſätze an Städte
dieſer Termin enthalten iſt. Wäre es denn ſo ſchlimm, ſtatt
dieſes willkürlich gegriffenen Datums einfach den 1. April 1920
einzuſetzen? Der Miniſter antwortet ja gewöhnlich auf die
Reden der Debatte, bevor der ſozialdemokratiſche Redner her-
ankommt, damit er uns nicht zu antworten braucht. Dieſe
Dispoſitionen des Miniſters ſind uns ja völlig gleichgültig
(Sehr gut! bei den Soz.), aber wir ſehen darin

uns für die landwirt
t

u

eine Mißachtung unſerer Partei
und der in ihr vereinigten Bevölkerungsſchichten, die weit
er ſind, als die Wählermaſſen hinter Jhnen (zu den bürger-
ichen Parteien) allen zuſammen (Lebh. 8 immung b. d.
Soz.) Man klagt über die viehloſen Wirtſchaften,
nun, wir hatten voriges Jahr beantragt, daß die Regierung
eine Nachweiſung des auf den Doraänen gehaltenen Viehs vor
legen ſolle, damit wir ſehen, ob auch ſie ihre Schüldigkeit zur
Vermehrung des Viehſtandes getan hat. Das Zentrum er
klärte, dieſen Antrag abzulehnen, wenn er den Zweck haben
ſolle, die Domänenpächter zur Viehhaltung zu verpflichten.
Natürlich war das der Zweck unſeres Antrages. Sind denn
die Domänen nur dazu da, daß die Pächter möglichſt viel Geld
an ihnen verdienen? Sie haben ja auch ſeinerzeit unſeren
Antrag abgelehnt, der einen Erſatz der Viehbeſitzer für
Seuchenſchäden vorſah, wo das Geſetz ihn nicht vorſieht.
Für dieſen Zweck wurden übrigens zur Unterſtützung der Pro-
vinen 200 000 Mk. in den Etat eingeſtellt. Es iſt aber nicht
ein Pfennig davon ausgegeben worden, weil die Provinzen
nichts getan haben, um Seuchenſchäden zu erſetzen. So ſieht

Jhre „Hilfe für die kleinen Leute“
aus! Der Miniſter erklärte, daß bei der Neuordnung der
Gemeindeabgaben auch eine Steuerentlaſtung der ländlichen
Grundbeſitzer eintreten ſolle. Bisher hat man fich hier aber
nur für die großen Grundbeſitzer eingeſetzt, wir fordern, daß
man bei jener Gelegenheit auch die Hand und Spann-
dienſte beſeitige, die eine Fortſetzung der Leibeigenſchaft
bedeuten, die Einwohner ganz der Willkür der Gemeindevor-
ſteher ausliefern und ebenfalls nur deshalb beibehalten werden,
weil ſonſt die reichen Grundbeſitzer mehr bezahlen müßten.

Die Forderung der Konſervativen, daß in den übrigens elen-
den, die Arbeiter völlig entrechtenden und ihnen ſehr wenig
bietenden

Landkrankenkaſſen die Landräte den Vorſitz
führen ſollen, widerſpricht völlig dem klaren Wortlaut derR. V. O. Sie würde aber dazu fuhren, daß der Landrat, der
faſt überall Vorſitzender des Verſicherungsamtes iſt, darüber
mit zu entſcheiden hätte, ob ſeine Maßnahmen in den Land-
krankenkaſſen richtig ſind! Jch mache den Miniſter aufmerk-
ſam auf jene bekannte Verfügung der Generalordenskommiſſion
in Münſter an die Spezialkommiſſare, worin die Verwendung
von

nur jüngeren und unverheirateten Gehilfen
empfohlen wird. Was ſagt er zu dieſer unerhörten Ver-
fügung? Meine Schilderungen des ländlichen Wohnungs-
elends haben Sie immer als Uebertreibungen bezeichnet. Nun,
die traurige Verbreitung der Tuberkuloſe auf dem
den iſt der beſte Beweis für die Richtigkeit meiner An-
gaben.

Die hannoverſchen Unterſuchungen des Prof. Jakob haben
ergeben, daß das furchtbare Wohnungselend, die abſolut un
hygieniſchen Wohnungen ohne eigenen Schlafraum, ja ohne
Betten, ſchuld ſind an der großen Verbreitung der-Tuberkuloſe.
Die Leute haben kein Bettzeug und ſchlafen in den Kleidern.
Prof. Jakob ſtellt auch die Unterernährung und die ganze, aller
modernen Hygiene weltenferne Lebensweiſe der Landbevölke-
rung feſt. ir fordern eine

Geverbegufſicht für die Landwirtſchaft!
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Davon wollen Sie natürlich nichts
wiſſen. Zu wirklicher innerer Koloniſation gehört aber auch,
daß die Landbevölkerung wiſſe, wie ſie in ihrem Jntereſſe zu
leben hat. Freilich, eine unfreie Arbeiterſchaft wird das nie
wiſſen Und was für Zuſtände kommen da vor. Der Rednererzählt jenen ſchon auf dem Landarbeiterkongreß berichteten
Fall eines ruſſiſchen Arbeitsmädchens, das auf einem Gut in
der Nähe Breslaus hilflos und im ſelben Raum, wo die Ar-
beiter ſchliefen, entbinden mußte. Sie (zur Mehrheit) denken

freilich nicht daran, den Landarbeitern Hilfe zu bringen, Sie
haben in einer vom Grafen v. Schwerin einberufenen, auch
vom Miniſterium beſuchten Konferenz am 23. Nov. 1912 hier im
Hauſe beraten, wie

die Organiſation der Landarbeiter zu verhindern ſei.
Freilich waren in dieſer Geſellſchaft keine Landarbeiter ver
treten, ſondern nur ihre größten Feinde. Auch gegen die neue
freiſinnige Organiſation hat. man ſich gewendet, ſelbſt gegen
die chriſtliche, die den Klaſſenkampf aufs Land trage. e
Kreuzzeitung freilich will überhaupt keine Gewerkſchaften auf
dem Lande. (Abg. v. Keſſel (konſ.): Sehr gutl)

Sie ſind aufgeſcheucht durch die Tätigkeit des Landarbeiter-
verbandes, der ſich ſehr gut entwickelt und durch Preſſe und
Unterſtützungen die Arbeiter ſich anſchließt, ſie aufklärt und
ihnen Rechtsſchutz gewährt, ſo daß er 1912 über 4000 Mk. zurück-
behaltenen Arbeitslohn erkämpft hat. Durch die Kriegerver-
eine und Kreisblätter will nan die Arbeiter geiſtig hehen.
(Lebh. Heiterkeit b. d. Soz.) Herr Asmuß bezeichnet den Bei-
trag der Landarbeiter an ihren Verband als ausbeu-
teriſchl Wohl weil er zurückbehaltenen Lohn herausholt!
Aber Asmuß erkennt an, daß die Sozialdemokratie, der Land
arbeiterverband Solidarität, Gemeinſinn und Selbſtbewußt-
ſein bei den „naiven Landarbeitern“ wecken, um deren Seelen
jetzt gekämpft werden ſoll. Man will nicht durch Arbeitgeber-
verbände eine Schranke errichten zwiſchen Gutsbeſitzern und
Arbeitern, denn ſonſt beginne der Klaſſenkampf auf dem Landel
Asmuß will deshalb die Naturallöhne wieder einführen wenn

zum Ruin der Ernte und des Viehs erziehe, ſo iſt das ein
elendes hetzeriſches Lügengewebe, würdig des Reichsverbandes
gegen die Sozialdemokratie, der ja auch an jener Konferenz
teilgenommen hat.

Sie reden von der Kulturaufgabe der inneren Koloniſation.

hebung der r die die Landarbeiter unkerPolizeiaufſicht ſtellt, das oalitionsrecht gewähren, damit die
Arbeiter mit den Gutsbeſitzern Tarifverträge ſchließen
und ſich genoſſenſchaftlich zuſammenſchließen können.

Dr. Hahn hat auf jener Konferenz auch Arbeiteranſiedlung
verlangt, aber die Anſiedler müßten rechtlich und kulturell
Arbeiter bleiben. Sie wollen die Anſiedler auf niedriger
Kulturſtufe und als Proletariat erhalten, alles was Sie ſonſt
über die Zwecke der inneren Koloniſation ſagen, iſt fauler
Zauber! (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Unter der Geſindeordnung und dem Kontraktbruchgeſetz
wollen Sie jetzt eine „Landarbeiterorganiſation“ ſchaffen, die
ſie leiten können, wohin ſie wollen. Wir verlangen, daß die

ungeheuerlichen Mißhandlungen der Landarbeiter
aufhören. Dutzende von Fällen könnte ich anführen, in denen
ſolche Mißhandlungen eidlich erhärtet und gerichtlich feſtgeſtellt
worden ſind. Sogar wehrloſe Mädchen ſind in vielen Fällen
brutal mißhandelt worden. Die Geſetzwidrigkeiten gegen die
Landarbeiter würden Bände füllen. Sie aber werden den
Arbeitern keine Beſſerung ſchaffen, denn alle dieſe Gewalt-
mittel ſind für Sie Jnſtrumente, um die Landarbeiter in
Knechtſchaft und Leibeigenſchaft zu erhalten. (Unruhe b. d.
Mehrheit! Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Allerlei.
Wie Proletarierkinder ſterben.

Die Witwe Schmidt in Zanow ließ, als ſie ſich nach ihrer
Arbeitsſtätte (1) begab, die brennende Lampe auf dem Tiſche
ſtehen. Die Kinder warfen ſie um und die Stube geriet in
Brand. Ein zweijähriges Kind verbrannte in
Bettchen. Durch den Qualm erſtickten die übrigen drei
der unglücklichen Mutter.

(Nachdr
verboten

Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.

„Aber Landry,“ widerſprach Frau Creßler, „das machen Sie
ſich doch nur ſo veläng urecht.“ Der junge Mann ſtimmte
ſelbſt mit ein in das Gelächter, das dieſe Worte hervorriefen.

„Alles in allem,“ ſagte Corthell, „ſcheint mir dieſe Muſik ge
rade die Mitte halten zwiſchen der einfachen, ohrenfälligen
Melodie der italieniſchen Schule und dem kunſtvoll durch
gearbeiteten Motive Wagners. Jch muß geſtehen, ſie reißt
mich zuweilen hin trotz meines geläuterten Geſchmacks.“

Jadwin, der während des Zwiſchenaktes eine Zigarre in der
Vorhalle geraucht hatte, rieb nachdenklich ſein Kinn.
„„„Nun,“ ſagte er, „das iſt ja alles ſehr ſchön. Das beſtreite
ich gar nicht; aber ich gebe Jhnen mein Wort, wenn mein alter
d ſeine Gitarre nahm und dazu ſang „Vater, o Vater,
omm jetzt mit mir ſo war mir das lieber als alles

Operngedudel und Gefiedel in der ganzen Welt.“
Der Orcheſterraum füllte ſich wieder; die Muſiker krochen

einer nach dem andern aus einer kleinen Tür unter der Bühne
hervor, die nicht viel größer war als das Pförtchen eines
Kaninchenſtalles. Sie ſetzten ſich vor ihre Pulte, legten die
e zurecht und blätterten in ihren Noten. Dann be-
gannen ſie zu ſtimmen, und ein dröhnendes Tongewirr das
gedämpfte Stöhnen der Trompeten, das dumpfe Brummen der
Vaßgeigen, das quiekende Gurgeln der Klarinetten und der
andern Holzblasinſtrumente mit dem dazwiſchen ſchrillenden
Gewinſel und Gezirpe der Geigen dieſer ganze Miſchmaſch
von Muſikgeräuſchen erfüllte das Haus und übertönte den un-
m Lärm der auf allen Plätzen grlgre Geſpräche.

it einem Male verdunkelte ſich der Zuſchauerraum, wäh-
rend die Rampenlichter deſto heller ſtrahlten. Ueberall mahnte
ein eindringliches „Pſt! Pſt!“ zur Ruhe. Von der Bühne her
dröhnten drei dumpfe Schläge wie von einem großen Holz-
hammer. Der Kapellmeiſter hob ſeinen Taktſtock, um ihn dann
langſam zu ſenken, worauf alle Jnſtrumente in einem lang-
ten. von gedämpftem Paukenwirbel verſtärktem
Mollakkorde zuſammenklangen. Der Vorhang hob ſich und ent-
üllte einen mittelalterlichen Marktplatz Die Primadonna
aß in müder Haltung auf einer Bank. Sie hatte ihre „große
Szene“ in dieſem Akte. Sie trugJhr Haar war rigen
ein loſes, milchweißes Gewand, das im Gürtel von einer dicken
ſeidenen Schnur zuſammengehalten wurde, die weiten, lang
herabfallenden Aermel ließen ihre Arme bis zu den Schultern
frei.

„Das iſt der große Akt,“ flüſterte Frau Creßler, ſich überLauras lter beugend. C iſt nachher ſüperb. Süperbl“
„Wenn dieſe Leute doch aufhören würden ſprechen,“ mur

melte die verzweifelnde Laura; n ſuchte ſie das Dunkel
zu durchdringen, das den in die Muſik Hineinredenden ver
hüllte:

Clearing Houſe rechnungsſtelle der Bankiers und
Großkaufleute, die dort käglich die auf ſie ausgeſtellten Schecks

verrechnen) Guthaben von dreitauſend llar.“
iſchen hatte ſich die Primadonna erhoben. Das Kinnad a i geſenkt, mit düſter blickenden Augen und einen

Arm über die Rampenlichter ſtreckend, ſchilderte ſie ihre Ge
fühle in einem langen Regitatide. Jetzt erſchien der Bariton;

links an die Rampe herantretend, wütete er gegen die Prima-
donna. Die flehte ihn mit gefalteten Händen an, ſie zu ver-
laſſen dabei kehrten immer die Worte wieder:

„Va via, va via
Va via per pietà.“

Plötzlich aber fielen ſich die beiden unter dem Geſchmetter des
Orcheſters in die Arme.

„Warum tun ſie denn das?“ flüſterte Tante Weſſ'. „Jch
dachte, der Herr mit dem Barte kann ſie nicht ausſtehen.“

„Ja, ſiehſt du, Tante Weſſ', das iſt der Herzog,“ ſagte Laura,
die den Vorgang zu erklären ſuchte. „Er vergibt ihr. Genau
weiß ich's nicht. Sieh in dein Textbuch!“

eine Verſchwörung der Bären (bear Baiſſier, Börſen-
ſpekulant, der auf das Sinken der Kurſe rechnet oder ſie wie
in dieſem Falle zu drücken ſucht) ſiebzig Cent und
da ging er natürlich kaputt.“Die Meazoſopraniſtin die Vertraute der Primadonna, er-
ſchien jetzt, und es begann ein Terzett, das nur mäßigen Er-
folg hatte. Als es zu Ende war, zückte der Bariton ganz
plötzlich ſein Schwert, die Primadonna fiel auf die Knie und
ang:fang „Io tremo, ahimèe.“
„Und jetzt iſt er vieder ſo böſe,“ flüſterte Tante Weſſ und

las in ihrem Textbuch nach; aber ſie war ebenſo ratlos wie
vorher. „Jch verſteh's nicht das Textbuch ſagt, daß ſie ſagt,
„ich zittere“. Jch ſeh' nicht ein, warum.“

„Paß auf,“ mahnte Page. „Dort kommt der Tenor. Jetzt
werden ſie gleich aufeinander losgehen.“

Barhäuptig und wütend ſtürzte der Tenor aus den Kuliſſen
hervor; mit vornübergeneigtem Oberkörper und beide Hände
auf die Bruſt preſſend, rief er Tod und Verderben auf den
Bariton herab. Während die andern italieniſch ſangen, be-
ſchimpfte der Tenor, der ein Pariſer war, den Bariton auf

franzoſiſch: JO traſtre infäme,
O läche et coupable.“

„Jch ſeh' nicht ein, weshalb er die junge Dame nicht heiratet,
und damit bana,“ erklärte Tante Weſſ'.

Der Akt näherte ſich ſeinem Ende. Die Primadenna ließ
ſich in ihrer „großen Szene“ los, wobei ihre Stimme bis zum
rn C binaufkletterte; ſie hielt den Ton ſo lang aus, daß

ante Weſſ' ängſtlich wurde. Als die Sängerin geendigt hatte,
brach ein Beifallsſturm los, von dem das Haus zu wanken
ſchien auf ihre Vertraute geſtützt, ging die Primodonna ab
und wurde dann dreimal Zerauegeruſen, Es folgte ein Zwei-
kampf zwiſchen dem Bariton und dem Tenor, die tödlich ver-
wundet in die Arme ſeiner Freunde ſank und abgebrochene
muſikgliſche Uufſchreie ausſtieß. Der aus der Staolwvache und
den Lürgersleuten beſtchende Chor ſtrömte jetzt von allen
Seiten kherbei und drängte ſich im Hintergrunde ver Bühne
zuſammen. Die Prinyiadonna und ihre Vertraute fanden ſich
auch wieder ein. Der Baß, ein ſchwarzbärtiger, ſtiernackiger
Mann mit finſterer, geheimnisvoller Miene. ſchritt, den Chor
rechts und links zerteilend, bis vorn an die Rampenlichter.
Die als Knabe gekleidete Kontraaltiſtin erſchien ebenfalls. Die
Primadonna ſtelzte im Tragödienſchritte über die Bühne, und
jetzt entwickelte ſich die Suuhſgene des Altes.

Jm Einklang raſten und klagten die Geigen; alle Bogen
gingen wie Teile einer genau arbeitenden Maſchine gleichzeitig
auf und nieder. Jn regelmäßiger Folge wiederkehrende Pauken-
wirbel gaben das Zeitmaß an. Der Kapellmeiſter, der wie toll

den Takt ſchlug, ſchien die Töne und Akkorde mit der Spitze
ſeines Taktſtockes aus Sängern und Orcheſter herauszuziehen;
Hörner und Trompeten ſchmetterten, die Streichbäſſe brumm-
ten, und die Holzblasinſtrumente verloren ſich in einem ſinn-
verwirrenden Labyrinthe von auf und niederſteigenden Gurgel-
tönen und Läufern, die in allen Tonarten herumkletterten.

Auf der Bühne ſangen alle durcheinander. Jnmitten der um
ſie verſammelten Gruppe trillerte die Primadonna in der
höchſten Stimmlage und ſchleuderte die unter heftigen Körper-
drehungen hervorgebrachten Töne mit ruckweiſem Aufwerfen
ihres Kopfes in die Luft. Rechts von ihr ſtand der finſter-

Worte kommen ließen, konnte man ſein „II perßdo, lingrato“
hören, während zur Linken der Primadonna der Bariton mit
klangvoller Stimme unverſtändliches Zeug ſang, ſich dabei auf
die Bruſt ſchlug und mit ſeinem Schwerte auf den gefallenen
Tenor deutete. Ganz vorn an der Linksſeite der Bühne ſtand

in Trikots und Plüſchwams die Kontraaltiſtin; bald ihre Hände
ausſtreckend, bald die Arme zurückwerfend, ſang ſie in das
Publikum hinein; bei jedem hohen Tone zog ſie die Augen
brauen hoch, während die tiefen Töne ihr Kinn in der Hals
krauſe verſchwinden ließen. Hin und wieder ſetzte ſie in der
ſelben Tonlage mit der Primadonna ein:

„Addio, felicità del eciel!“
Der todwunde Tenor lehnte auf der einen Hand; Freunde

ſtützten ihm die Schultern. Zu der von der Primadonna ge-
führten Melodie ſang er die zweite Stimme mit den Worten;

„Je me meurs,
Ah malheur,
Ah je souffre,
AMon äme s'envole.“

Dicht hinter ihm war der Chor im Halbkreiſe aufgeſtellt
die Frauen auf der einen, die Männer auf der anderen Seite.
Jhr Aeußeres ließ viel zu wünſ übrig augenſcheinlich
waren ſie von einer plötzlich ſparſam gewordenen Theater
leitung von Gott weiß woher zuſammengerafft worden. Die
Frauen waren dick, alt und unerlaubt häßlich; die mageren,
knochigen Männer ſahen in ihren ſchlechtſitzenden Trikots zum
Erbarmen aus. Aber die ganze Schar war mit gxeper Sorg-
falt gedrillt worden. Die Leute machten ihre Gebärden gleich
zeitig und führten die Maſſenbewegungen mit der größten Ge
nauigkeit aus dabei ſangen ſie unaufhörlich ihr:

„O terror, o blasfems!“
Das Finale begann. Die auf der Bühne Verſammelten

traten einen Schritt vor und ſangen alles, aber in einer
höheren Tonlage, noch einmal. Die Primadonna trillerte bis
hinauf zum Kronleuchter. Das Orcheſter verdoppelte ſeine
S I aPelmeiſter ſchlug mit Händen, Kopf.
und Körper den4 „II perßdo, lingrato,“

aß.donnerte der Baß Iweffabil mirlero

antwortete der Bariton, der ſich noch immer an die Bruſt ſchlug
und mit ſeinem Schwerte auf den gefallenen Gegner deutete.
Die Primadonna ließ plötzlich einen neuen Triller los, deſſen
erſtaunliches Anſchwellen die Zuhörer förmlich nach Luft
ſchnappen ließ; dann ſprang ihre Stimme wieder einmal auf
das berühmte hohe C und hielt den Ton ſo lange, daß der Chor
ſein „O terror, o blasfemal“ viermal wieder nte.

Fortſetzung folgt.

er aber behauptet, daß der Landarbeiterverband die Arbeiter

Wäre es Jhnen um Kultur zu tun, ſo müßten Sie die Auf
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blickende Baß; wenn immer Orcheſter und Mitſingende ihn zu
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Aus der Provinz.
Die preußiſche Regierung und der Elſter-Saale-Kanal.,

Das in letzter Zeit wieder mehrfach erörterte Projekt des
ElſterSaaleKanals liegt nach einer den L. N.N. aus Berlin
zugegangenen Mitteilung auch der preußiſchen Regierung zur
Prüfung vor. Es handelt ſich hierbei um das Projekt der
ſächſiſchen und preußiſchen ElſterSaale-Kanal-Geſellſchaften,
das bereits fertiggeſtellt wurde. Danach dürfte der Plan eines
Kanals Leipzig-Eilenburg, zu deſſen Durchführung eine Ge
ſellſchaft unter dem Vorſitz des Erſten Bürgermeiſters von
Eilenburg kürzlich begründet wurde, nicht in Betracht kommen.
Er ſtellt ſich auch bedeutend teuter als das vorerwähnte Projekt.
Die Prüfung des erſtgenannten Kanalprojektes ſeitens der zu-
ſtändigen preußiſchen Miniſterialbehörde hat dazu geführt, daß
man ſich im allgemeinen nicht dagegen erklärt hat. Jm
übrigen iſt vor allem zu beachten, daß die landespolizeiliche Ge-
nehmigung noch nicht erteilt worden iſt, der bekanntlich die
öffentliche Auslegung der Pläne vorangeht, gegen welche die
anliegenden Jntereſſenten Einſpruch erheben können. Bei den
obwaltenden Verhältniſſen erſcheint es ſehr wohl möglich, daß
dieſe Auslegung der Pläne zu Beanſtandungen aller Art Ver-
anlaſſung geben wird. Erſt wenn dieſe Angelegenheit geregelt
iſt, was vorausſichtlich einige Zeit beanſpruchen dürfte, kann
man ſagen, daß dem Projekt an ſich keine Hinder-
niſſe mehr entgegenſtehen.

Der Kanal ſelbſt ſoll für Schiffe bis zu 600 Tonnen gebaut
werden, da die hierführ erforderlichen Abmeſſungen für Schleu-
ſen uſw. nicht bedeutend teurer ſind, als wenn ſie für Schiffe
bis zu 400 Tonnen gebaut würden, und weil man auch mit einer
Verkehrsſteigerung glaubt rechnen zu können. Hinſichtlich der
Jnangriffnahme des Kanals iſt zu bemerken, daß die An-
gelegenheit eng mit dem Schiffahrtsabgabengeſetz zuſammen-
hängt, in dem ſich Preußen durch Staatsvertrag verpflich-
tet hat, die Saale von der Mündung bis Kreybau
für Schiffe bis Zu 400 Tonnen ſchiffbar zu
machen. Abgeſehen davon, daß das Schiffahrtsabgabengeſetz
infolge der Verhandlungen mit den ausländiſchen Staaten
noch nicht in Kraft getreten iſt, iſt auch vor allem zu bedenken,
daß die Kanalverbindung erſt praktiſchen Wert erhält. wenn
die von Preußen zugeſtandene Saaleregulierung fertiggeſtellt
iſt. Dies Regulierungsprojekt muß unbedingt erſt in ſeinen
Einzelheiten feſtſtehen, bevor mit den Arbeiten am Elſter-
Saale-Kanal begonnen werden kann, da es mit der Ausführung
des Kanals in engem Zuſammenhange ſteht. Man wird alſo
annehmen können, daß vorerſt an die praktiſche
Durchführung des Elſter-Saale-Kanals aus dieſen Grün-
den nicht herangegangen werden kann.
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Eisleben. Weiteres aus dem Verwaltungsbe-
richt der Stadt Eisleben. Von der im Jahre 1910 be-
willigten Anleihe von 620 000 Mk. wurden im Berichtsjahre
weitere 200 000 Mk. aufgenommen und verbraucht. Aus dem
Vorjahre war ein Beſtand von 117 314,89 Mk. vorhanden, ſo
daß 317 314,80 Mk. zur Verfügung ſtanden. Davon wurden
verausgabt: für den Neubau der Mädchenvolksſchule 160 332,02
Mark; im Vorjahre waren dafür ſchon 170 417,91 Mk. veraus-
Er Demnach koſtet der Schulneubau 330 749,93 Mk. Für die

ſcher Brunnen gab man nochmals 40 541,53 Mk. aus. Dieſe
koſten unter Hinzurechnung der im Vorjahre dafür aufge
wendeten Summe insgeſamt 90 201,73 Mk. Die Regulierung
der Straße vom Bahnhof nach dem Rammberge (Funkſtraße)
erforderte die Summe von 640987,86 Mk. Erwähnenswert iſt
noch, daß man für das alte Seminargrundſtück 68 310,65 Mk.
und für den Grunderwerb bei Straßenregulierungen 24 664,40
Mark ausgab. Die zur Verfügung geſtandenen Mittel wurden
bis auf 7793,15 Mk. aufgebraucht. Da ſchon im Vorjahre von
der Anleihe 300 000 Mk. aufgenommen worden ſind, ſo ver
bleibt nur noch der Reſt von 120 000 Mk. Es beſteht alſo die
gute Ausſicht für den Steuerzahler, daß eine neue Anleihe und
mit ihr neue Steuern kommen. Der Rathaus umbau
koſtete 27 524,47 Mk. Die Unterhaltungskoſten der Anlagen und
der Obſtpflanzungen betrugen 8194,87 Mk. Bei der Verpach-
tung der ſtädtiſchen Obſtpflanzungen erzielte man 9295 Mk.
als Pachtſumme. Während man im Voriahre für die Straßen-
reinigung 27 243,06 Mk. aufwendete, gab man im Berichtsjahre
für dieſe nur 16 118,88 Mk. aus. Dieſe unangebrachte Spar-
ſamkeit wird von der Bürgerſchaft als ein Rückſchritt empfun-
den, weil ſie die Unſauberkeit der Straßen mit in den Kauf
nehmen muß. Für das Anſehen der Stadt iſt der Schmutz auch
nicht ſehr vorteilhaft. Durch die Erhöhung des Waſſergeldes
und die Feſtſetzung des Mindeſtverbrauches hat ſich die Stadt
zum Nachteil der Bürger eine geldbringende Einnahmequelle
erſchloſſen. Die Einnahme des Waſſerwerks betrug
67 418,14 Mk. (im Vorjahre 47 040,62 Mk.). Alſo rund 20 000
Mark neuer Laſten hat man durch die neuen Beſtimmungen
aus der Bürgerſchaft beſonders von den Arbeiterfamilien
herausgeholt. An die Kämmereikaſſe konnte das Waſſerwerk
einen Betriebsüberſchuß von 26 977,26 Mk. (im Vorjahre nur
7460,87 Mk.) abführen. Beſonders die Zahlen des Waſſer-
werkes ſollte ſich jeder merken. Jn „Fürſorgeerziehung“ wur-
den im Berichtsjahre 6 Knaben und 3 Mädchen untergebracht.
Ueber dieſes Kapitel in der gottgewollten Weltordnung wollen
wir uns bei unſerer Beſprechung des Berichts der Kritik ent-
halten. Das ſtädtiſche Krankenhaus erforderte einen Zu-
ſchuß aus der Kämmereikaſſe von 24 943,03 Mk. Jm Etat waren
nur 18500 Mk. dafür vorgeſehen.

Ein intereſſanter Abſchnitt im Bericht iſt das Schulweſen.
Zeigt er uns doch die Summen, die man für die Kinder der
Buorgeoiſie und für die Kinder des Arbeiters ausgibt. Die
Oberrealſchule hatte 280 Schüler, der ſtädtiſche Zuſchuß betrug
21 875 Mk. Auf den Kopf des Schülers berechnet alſo 78,13 Mk.
Das Lyzeum (Höhere Töchterſchule) hatte 173 Schülerinnen.
Der ſtädtiſche Zuſchuß betrug 19 750,35 Mk. für den Kopf, mit-
hin die ungeheure Summe von 114,16 Mk. Für die Mittel-
ſchule mußte ein Zuſchuß von 835 129,43 Mk. geleiſtet werden.
Dieſe Schule wurde von 610 Kindern beſucht. Jedes Kind er-
forderte einen Zuſchuß von 57,59 Mk. Bei der Mittelſchule be
ſteht nach dem Bericht eine Klaſſe, die 59 Schüler zählt. Die
Knabenvolksſchule wird von 1399 Schülern beſucht. Die
niedrigſte Schülerzahl einer Klaſſe beträgt 41, die höchſte 61
Schüler. Der ſtädtiſche Zuſchuß 73 346,57 Mk. alſo für den Kopf
52,43 Mk. Die Mädchenvolksſchule wurde von 1396 Schülerin-
nen, die angegliederte Hilfsſchule von 29 Knaben und 21 Mäd-
chen beſucht. Da der ſtädtiſche Zuſchuß für die Mädchenvolks-
ſchule 75 907,02 Mk. betrug, ſo entfällt auf ein Kind der Be-
trag von 5249 Mk. Die katholiſche Volksſchule wird von 354
Kindern beſucht, die einen Zuſchuß von 17 706,80 Mk., alſo für
den Kopf von 50,02 Mk. erforderten. 7676,00 Mk. Zuſchuß
mußte für die Lutherſchule geleiſtet werden. Sie wird von
150 Kindern beſucht. Der Zuſchuß beträgt mithin für den
Kopf 51,17 Mk.

Der ſtädtiſche Kaſſenabſchluß verzeichnet an Aktiven den Be-
trag von 3623 446,37 Mk. und an Paſſiven von 3 127 988,88 Mk.,
ſo daß ein Vermögen von 405 457,49 Mk. zu verzeichnen wäre.

Teutſchenthal. Am Sonntag abend ſpricht hier Frau Bach
Weißenfels. Es wird erwartet, daß die Verſammlung von

Männern und Frauen ſtark beſucht wird.
Hettſtedt. Die „Neuerung“ auf der „Hettſtedter“.ſt beſonderer Betonung poſaunt die bürgerliche Preſſe den

Beſchluß des Aufſichtsrates der Halle-Hettſtedter Bahn wegen
der Einführung der vierten Wagenklaſſe in die Oeffentlichkeit
hinaus. Kurzſichtige Leute werden über die Neuerung, die dem
reiſenden Publikum billigeres Fahren ermöglicht, ganz er
freut ſein. ſt es wohl angebracht, darauf hinzu

weiſen, daß der Aufſichtsrat, dem Herr Arendt ange
hört, ſich bei dem Beſchluß nur v italiſtiſchen Geſichts
punkten leiten ließ. Wie verlautet, ſollen die e igen Wagen
dritter Klaſſe künftig als ſolche der vierten Güte fungieren.
Jeder Reiſende, der jemals die „Hettſtedterin“ benutzte, muß
zugeben, daß die niedrigen und unpraktiſch gebauten Wagen
der dritten Klaſſe der Bahn bald ausrangiert werden mußten.
Durch die Umwandlung der Wagen in vierte Klaſſe wird man
ſie noch lange im Betriebe behalten können. Während die
Wagen der jetzigen dritten Klaſſe für die Geſellſchaft nur noch
Altmaterialwert hatten, bringen ſie den Aktionären in Zu
kunft als Wagen vierter Klaſſe noch eine Erhöhung der Divi-
dende. So iſt nicht die Rückſicht auf das Publikum, wohl aber
die auf den Geldbeutel der Aktionäre die Triebfeder zu der
„Steuerung“ geweſen. Es kommt noch hinzu, daß die elektriſche
Bahn von Halle nach der Heide ausgebaut werden ſoll. Die
Elektriſche mit ihren billigen Fahrpreiſen wäre für die teuere
Eiſenbahn ein gefährlicher Konkurrent geworden. So aber hat
der geſchäftstüchtige Aufſichtsrat vorgebeugt. Wie mitgeteilt
wird, ſoll der Fahrpreis für die einfache s Halle Nietleben
4. Klaſſe 10 Pf., Bahnhof Heide 15 Pf., Dölau 20 Pf., in der
3. Klaſſe 15 bezw. 20 und 25 Pf. betragen. Die neuen Wagen
der dritten Klaſſe ſollen in der Bauart denen der Staatsbahn
gleichen. Edel ſei der Aktionär, hilfreich und gut.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 23. Januar 1913

Die Kämpfe im Transportgewerbe 1912.
Der Jahresbericht des Transportarbeiterverbandes, der einen

guten Fortſchritt der Organiſation melden konnte, berichtet
auch über eine ganze Reihe von Kämpfen, die die Organiſation
für ihre Mitglieder zu beſtehen hatte. Es ſei hier nur der
Ausgang der bedeutendſten dieſer Bewegungen mitgeteilt:

Anfang des Jahres reichte der Verband in den hieſigen
Brauereien ſowie in den hier am Orte befindlichen
Brauereiniederlagen Forderungen ein. Mit einigen der letz-
teren hatte bereits ſeit Jahren ein Tarifverhältnis beſtanden,
das ordnungsgemäß gekündigt worden war. Die erſten Ver-
handlungen fanden erſt Ende März ſtatt. Daran nahmen teil
für die Arbeiter die Vertreter der Transportarbeiter des
Brauerei- und Mühlenarbeiter- und des Böttcher-Verbandes,
ferner noch Vorſtandsmitglieder des Bundes der Brauer-
geſellen. Sämtliche Brauereien und Niederlagen waren ver-
treten. Nach mehrmaligen Zuſammenkünften und manchmal
recht langwierigen Verhandlungen kam mit den hieſigen Groß-
brauereien und Bierniederlagen ein Vertrag zuſtande, der die
Kallereiarbeiter und Bierfahrer in der Verkürzung der Ar-
beitszeit und Erhöhung der Löhne ein gut Stück vorwärts
brachte.

Der im Jahre 1910 mit dem Verein der Fuhrherren ab-
geſchloſſene Vertrag ging am 30. Auguſt des Berichtsjahres
ſeinem Ende entgegen. Dieſer Vertrag hatte allerdings nur
Gültigkeit für die Schwerfuhrwerksbranche, jedoch
waren die Berufsangehörigen aus den Speditionsbe-
trieben und den Kohlen handlungen bereit, zugleich
mit ihren Kollegen in eine Bewegung einzutreten. Die Forde-
rung wurde an der zuſtändigen Stelle eingereicht und um Ver-
handlung nachgeſucht. Der Verband ſah ſich hierbei dem biſſig-
ſten Gegner, dem Arbeitgeberverband für das Handels und
Transportgewerbe, gegenüber geſtellt und dieſer antwortete
kurz und bündig, daß von ihm der Beſchluß gefaßt ſei, daß
jeder Arbeitgeber mit ſeinen Leuten direkt verhandeln ſolle.
Nebenher erfuhr man noch, daß über 1 Mk. wöchentliche Lohn
zulage kein Arbeitgeber hinausgehen dürfe. Die Arbeiter der
Speditionen und Kohlenhandlungen gaben ſich mit geringen
Zugeſtändniſſen zufrieden. Jhre Kollegen aus der Schwerfuhr-
werksbranche ließen ſich jedoch nicht ſo ohne weiteres ins Bocks-
horn jagen. Es wurde mit den in Frage ſtehenden Unter-
nehmern weiter verhandelt, was dazu führte, daß mit den
Firmen ein Vertrag zuſtande kam, der als ein guter Teilerfolg
angeſehen werden kann.

Einen weit ſchwierigeren Kampf mußten leider die
Hafen arbeiter führen, um einen der Zeit entſprechenden
gleichmäßigen Lohn und einige notwendige Verbeſſerungen für
das geſamte Hafengebiet herbeizuführen. Die ablehnenden
Antworten der Unternehmer führten hier notgedrungen zum
Ausſtand, der eine Dauer von ſechs Wochen annahm. Die
Großkapitaliſten des Halleſchen Handels ſtanden hier gegen
ihre Arbeitsſklaven zu Felde und brachten es unter großen
finanziellen Opfern fertig, dieſe auf die Knie zu zwingen, denn
nach verzweifeltem Kampfe ſahen ſich die Arbeiter gezwungen,
dem Dreibund Kapital, Polizei und Streikbrecher zu weichen.
Wir halten es nicht für angebracht, auf die einzelnen Abſchnitte
dieſes Streiks noch einmal einzugehen nicht unerwähnt wollen
wir jedoch laſſen, daß gerade dieſer Kampf viel zur Schu
lung in den Arbeiterkreiſen beigetragen hat und daß es den
Herren vom Kapital wahrſcheinlich nicht gelüſten wird,
nochmals einen ſolchen Kampf im Hafen Halles zu erleben.
Die Hafenarbeiter werden wiſſen, wann ſie ihre niedergetretene
Forderung von neuem erheben müſſen, und dann wird es ſich
zeigen, ob die Unternehmer gelernt haben.

Für die Branche der Handelshilfsarbeiter, die wohl die
zweitgrößte am Orte iſt, gelang es, den Verhältniſſen Rech-
nung zu tragen, indem für eine ganze Reihe dieſer Berufs-
kollegen im Berichtsjahre Vorteile erzielt wurden. Für die
Kinoangeſtellten gelang es mit dem Beſitzer von drei
Kinos einen Lohntarif abzuſchließen. Der Tarif der
Leitergerüſtbauer wurde mit Lohnerhöhungen erneuert.

Die Möbelräumer ſahen ſich, da die meiſten und größ-
ten Möbeltransportfirmen ein Eingehen auf die eingereichten
Forderungen ablehnten, veranlaßt, in den Streik zu treten.
Das brachte in kurzer Zeit das Eis zum Brechen. Bereits am
zweiten Tage des Streiks ließen ſich die maßgebendſten Unter-
nehmer herbei, in Verhandlungen einzutreten. Dadurch kam
es zu einem Tarifvertrag, der von allen Möbelſpediteuren
unterzeichnet wurde und durch den endlich einmal feſtſtehende
Lohnſätze und Arbeitszeiten erreicht wurden.

Auch einer Anzahl Platz- und Lagereiarbeiter, Wärter am
Zoologiſchen Garten und Zeitungsausträgerinnen gelang es,
Lohnerhöhungen und ſonſtige Verbeſſerungen der Arbeitsver-
hältniſſe zu erreichen.

Betrachten wir nun die erzielten direkten Erfolge der
geſamten Bewegungen, ſo ergibt ſich, daß in 110 Be
trieben 1034 Perſonen in Lohnbewegungen eingezogen waren,
wovon 822 Lohnzulagen von zuſammen 1777 Mk. pro Woche
erzielten. Unter den 822 Perſonen ſind leider auch noch eine
Reihe un organiſierter Berufsangehöriger, die ſich nicht ſcheuen,
das von ihren organiſierten Kollegen Errungene mit einzu
ſtecken, ohne dabei irgendwelche Verpflichtungen zu übernehmen.
Dieſen Leuten muß in Zukunft beſſer auf die Finger geſehen
werden. Neben den Lohnzulagen treten aber auch noch
andere Vorteile ein, ſo z. B. die Bezahlung der Ueberarbeit,
die Gewährung von Urlaub, tariflich feſtgeſetzte Lohnſteige-
rungen und anderes mehr. Wie hoch dieſer Mehrgewinn iſt
läßt ſich leider nicht feſtſtellen. Alles in allem aber kann der
Verband mit Recht ſagen: Das Jahr 1912 war ein Jahr des

Kampfes, aber auch ein Jahr des Erfolges. Das
Jahr 1913 mag uns in weitere Kämpfe verwickeln, wir werden
verſuchen, weitere Erfolge zu erzielen

Bei dieſer Gelegenheit ſei ein Fehler des gedruckten Berichts,
der auch in unſerem erſten Artikel wiederkehrt, berichtigt:
Die Geſamteinnahm e ſtieg im letzten Jahre von 41 007,40
Mark auf 52 921,49 Mk., und nicht nur wie angegeben, von
49 048,83 Mk. auf 52 921,49 Mk.

Kartoffeln, Unterhoſen und Abonnentenverſicherung.
Jn der Frankfurter Zeitung findet ſich anläßlich der Be

ſprechung der Regierungsdenkſchrift gegen die Abonnenten-
verſicherung ein von ſcharfem Spott erfüllter Artikel gegen das
Unweſen der Abonnentenverſicherung. Dieſes biſſige Ver-
dammungsurteil des angeſehenen liberalen Blattes hat für
uns ein beſonderes Jntereſſe, weil es hier gerade die auch libe
rale Allgemeine iſt, die in Halle als einziges Blatt das Un-
weſen der Abonnentenverſicherung überhaupt erſt einführte.
Jhren ſtolzen liberalen Verlegern reibt die Frankfurter
Zeitung folgendes unter die Naſen:

„Es iſt für die Beurteilung der Abonnentenverſicherung
ganz gleichgültig, ob ſie für das Publikum wirtſchaftliche Be
deutung hat oder nicht. Es hätte für manche Kreiſe der
Bevölkerung auch wirtſchaftliche Bedeutung, wenn
nen Warenhäuſer eerrichteten, wo ihre Abonnenten
billiger einkaufen könnten, oder wenn ſie den Abonnenten
billige Kartoffeln ins Haus lieferten oder Seife und vielleicht
Zahnpulver gratis. Dennoch wird das niemand den Zeitun-
gen zumuten, in der richtigen Einſicht, daß Unterhoſen,
Kartoffeln und Zahnpulver in keinem notwendigen
Zuſammenhange mit dem Zeitungsbetriebe ſtehen. Dasſelbe
gilt aber natürlich auch von der Verſicherung. Die Verſiche-
rung des Publikums gegen Unfall oder andere Fälle hat mitder Natur der ſchtechterdings nichts zu tun, und die
Denkſchrift der Regierung erkennt das auch an. Es iſt freilich
bein Blatt, das die Abonnentenverſicherung eingeführt hat,
auf dieſen Gedanken anders gekommen als dadurch, daß es
daxin ein Mittel ſah, die Abonnenten und damit
dann auch die J vermehren, aber dasiſt eben kein Mittel, das in der Natur der Dinge läge, wie es
gute Leiſtungen ſind, ſondern ein Anreißermittel, das ſich
bereits auf der Schneide des unlauteren Wett-
bewerbs bewegt. Mildernde Umſtände ſind allerdings
denen zuzubilligen, die bloß mittun und nicht angefangen
haben, denn es iſt natürlich manchem Blatte ſchwer oder viel
leicht gar nicht möglich, ſich von der Abonnentenverſicherung
freizuhalten, wenn ein Konkurrenzblatt ſie einführt und ihm
damit die Abonnenten „wegzufiſchen“ ſucht. Aber grund-
ſätzlich iſt dieſe Verſicherung entſchieden zu miß-
billigen. Es wird ja kaum möglich ſein, ſie geſetzlich zu
verbieten, und die Regierung ſcheint auch keine Luſt zu
haben, einen ſolchen Entwurf zu verſuchen. Aber es würde
durchaus im Jntereſſe der Verleger und der Preſſe überhaupt
liegen, wenn die Blätter, die die Abonnentenverſicherung
ſchon eingeführt haben, übereinkämen, ſie wieder abzu-
ſchaffen. Jm Jntereſſe der Verleger, denn ſie laden ſich da
mit eine Laſt auf, der viele nicht gewachſen ſein werden; der
Preſſe überhaupt, denn mit ſolchen Mitteln kommt man ge-
radenwegs in Zuſtände, wie ſie die gelbe Preſſe Amerikas
zeigt, in Zuſtände, die die Achtung zerſtören
müſſen, deren die Preſſe bedarf, wenn ſie ihre Aufgabe er
füllen ſoll.“

Die Kartoffel-, Unterhoſen- und Zahnpulverlieferung mit
ihrer Krampfverſicherung verglichen zu ſehen, und das noch
durch einen liberalen Geſinnungsbruder, das wird die liberalen
Verleger und Zeitungsmacher wenig entzücken. Noch empfind-
licher müßte es ſie aber treffen, daß ihr Bruderblatt ihnen gar
Anreißerei, die an unlauteren Wettbewerb grenzt, vorwixft.
Die hieſige Allgemeine trifft die volle Schwere dieſes Vorwurfs.
Sie kann nicht die mildernden Umſtände für ſich beanſpruchen,
bloß mitgetan zu haben, weil ein Konkurrenzblatt anfing, ihr
die Abonnenten wegzufiſchen. Denn erſtens hatte ſie keine
nennenswerte Zahl von Abonnenten, alſo konnte man ihr keine
wegfiſchen, und zweitens iſt ſie das erſte Blatt, das dieſes Un
weſen in Halle begann, alſo auch in dieſer wie in anderet
Hinſicht wirklich das allergemeinſte, tiefſtehendſte Blatt.

Das ſtädtiſche Elektrizitätswerk als Einnahmequelle

Der Direktor des Elektrizitätswerks hat in einem Haus-
beſitzerverein einen Vortrag über die Entwicklung dieſes
ſtädtiſchen Werks gehalten. Dem Vortrag war zu entnehmen,
daß das Werk fortdauernd einen glänzenden Aufſchwung
nimmt. Jm letzten Jahre hat das Werk einen Konſum von
13 000 Kilowatt erreicht. 6000 entfallen davon auf das Licht,
7000 auf Kraft. Das Werk iſt in jeder Weiſe leiſtungsfähig;
zum Herbſt wird ſich durch Aufſtellung zweier neuer Dieſel-
motoren die Leiſtungsfähigkeit noch erheblich erhöhen. Manch-
mal war die Entwicklung des Konſums ſo ſchnell, daß die
nötige Erweiterung damit kaum Schritt halten konnte. Das
Werk ergibt eine Bruttoverzinſung von 12 Prozent. Wenn es
als Aktienunternehmen betrieben würde, könnte man ſagen:
es gewährt s Prozent Dividende nach 4 Prozent Ab
ſchreibungen. Jnveſtiert ſind in das Werk jetzt 724 Millionen
Mark. Dieſe gute Verzinſung ergibt ſich, obwohl das Werk
den angeblich billigſten Tarif von allen ähnlichen Unter
nehmungen in Deutſchland hat. Für die Bureaus, die Läden,
die Wohnungen ſtellt ſich im Durchſchnitt der Einheitspreis
auf 29 Pfg., für Wirtſchaften und Hotels auf 24, für Kraft
abnehmer auf 11 Pfg. Der Tarif macht keinen Unterſchied
zwiſchen großen und kleinen Abnehmern; ja, man ſagt ſogar,
die kleinen Abnehmer werden noch begünſtigt. Der Tarif ſei
ſo aufgebaut, daß er alle Verhältniſſe des Konſums berück
ſichtigt. Am meiſten belaſten die Läden und die Bureaus das
Werk. Die Bureaus brennen nur 400 Stunden ihre Lampen
im Jahr, die Läden nur 700 Stunden im Durchſchnitt. Für
ſie allein um den auf eine kurze Zeit am frühen Abend zu
ſammengedrängten Konſum zu bewältigen, muß das Werk drei
große Maſchinen halten. Die Straßenbahn ſei der beſte Ab
nehmer; ſie zahle nur 7 Pfg., aber ſie benutze das Werk täglich
16 Stunden und die größere Zeit dann, wenn der ſonſtige Kon
ſum gering iſt. Auch das Verhältnis mit der Staatsbahn liege
nicht ungünſtig. Jm übrigen laufe der Vertrag 1914 ab; ob
er erneuert werde, oder ob nicht die Staatsbahn von den ſtaat-
lichen Muldenſteiner Werken ihren Strom nehmen werde, ſei
noch fraglich.

Der Stadtſäckel kann alſo auch in Zukunft große „Ein-
nahmen“ vom Elektrizitätswerk erwarten. Konſumenten und
Arbeiter werden nach wie vor gehörig geſchröpft, denn an wirk
lich angemeſſene Bezahlung der Arbeiter denkt man nicht, und
noch viel weniger daran, durch ganz bedeutende Preis-

ermäßigung auch den Unbemittelten für ihre armſeligen
Wohnungen die Vorteile der elektriſchen Beleuchtung zu ver
ſchaffen. Dieſer Kulturfortſchritt iſt nur für Be
ſitzende da.

Kommunale Milchverſorgung. Aus geſundheitlichen Er
wägungen und mit Rückſicht auf die Verteuerung der Milch in
den letzten Monaten haben bereits eine ganze Anzahl von
Kommunen geplant, die Milchverſorgung in eigene Regie zu
übernehmen. Nur Trier hat bis jetzt die Verſorgung der
Stadt mit Milch vollkommen in eigener Verwaltung, während
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Koln und Mann;z Verſuche mit dem Bezuge ausländiſcher
Milch gemacht haben. Augsburg und Frankfurt a. M.
unterſtützen private Milchgenoſſenſchaften.

Am entſchloſſenſten ſind die Städte Mannheim und
Pofen vorgegangen. Mannheim hat ſich an der Begründung
einer Molkerei auf genoſſenſchaftlicher Grundlage mit Kapital
beteiligt. Das Geſchäft geht gut und bringt gute Ueberſchüſſe,
obwohl die Landwirte nicht daran beteiligt ſind. Poſen unter
hält ſeit mehreren Jahren eine Milchküche. Sie iſt als gemein
nützige, allen Kreiſen der Bevölkerung zugute kommende Ein-
richtung gedacht. Es werden namentlich Säuglingsmilch und
Milchmiſchungen für Säuglinge abgegeben. Daneben ſind auf
verſchiedenen Plätzen eigene ſtädtiſche Trinkhallen eingerichtet
worden, in denen neben roher Trinkmilch auch Sahne zu Kur-
zwecken und Zentrifugenmilch abgegeben wird.

Was die Städte Poſen, Mannheim, Augsburg und Frank-
furt mit ihren ſelbſt betriebenen oder ſtädtiſch unterſtützten
Molkereien begonnen haben, wird im übrigen bereits ganz all
gemein anerkannt, daß nämlich eine Verſorgung der Städte
mit hinreichend fetthaltiger, unverfälſchter und gereinigter
Milch nur dann erreicht wird, wenn möglichſt alle zum Ver
kauf kommende Milch durch einen Milchhof geht, in dem ſie
unterſucht, in der Zentrifuge gereinigt, von pathogenen Keimen
befreit und durch naheliegende ſtarke Tiefkühlung haltbar ge
macht wird.

Dem Beiſpiele dieſer Städte wird nun auch Herford
folgen, wie aus einer Denkſchrift des Magiſtrats hervorgeht.
Die Molkerei ſoll nicht als rein ſtädtiſche Anſtalt, ſondern als
gemeinſchaftliches Unternehmen mit den Landwirten in Form
einer G. m. b. H. begründet werden. Man hofft dadurch den
Produzenten wie den Honſumenten gerecht werden zu können.

Für Halle wäre es auch eine gute Tat, einen Teil der ſtädti-
ſchen Ueberſchüſſe für die Gründung einer ſtädtiſchen Molkerei
bereitzuſtellen.

den Temperament ganz beſonders gut liegt. Dus Dcyſterium
jedermann von Hugo von Hofmannsthal wird am Sonntag
vormittag 1154 Uhr nochmals als Matinee bei Schauſpiel-
preiſen err Rieth, der wieder hergeſtellt iſt, wird die
Hauptrolle des Jedermann darſtellen. Vorverkauf für Jeder-
mann ohne Vorbeſtellgebühr. Vorzugskarten der Literariſchen
Geſellſchaft und Studentenkarten haben Gültigkeit. Die Nach-
mittagsvorſtellung Der liebe Auguſtin bei ermäßigten Preiſen
beginnt erſt um 4 Uhr. Abends 8 Uhr wird Zar und Zimmer
re mit Herrn Kammerſänger Schwarz als van Bett ge
geben.

Erkannte Leiche. Jn dem Toten, den man vor einigen
Tagen aus dem Eiſe der Wilden Saale herausholte, hat man
den 55 Jahre alten Handelsmann Auguſt Schöber aus Kirch-
fahrendorf bei Dürrenberg erkannt. Der Betreffende hatte
Schweine eingekauft, worüber man ihm zu Hauſe Vorwürfe
machte. Das hat ihn ſo erregt, daß er ins Waſſer gegangen iſt.

Einbrüche. Jn der vergangenen Nacht verſuchte ein Mann
durch ein offen ſtehendes Fenſter in einen Maſchinenraum in
der Dachritzſtraße einzuſteigen. Er wurde von einem Wächter
und von einem Polizeiſergeanten bemerkt; trotzdem entkam er
unerkannt. Jn der Nacht zum 23. d. Mts. gegen 4 Uhr
wurden ein 18 jähriger Muſiker und ein 20jähriger Elektromon-teur bei der Sepehung eines Einbruchs in einem Geſchäfts-

laden in der Leipziger Straße 86 feſtgenommen. Der Hund
eines Wächters hatte das Geſchäftslokal verbellt, worauf der
Wächter einen Mann im Laden bemerkte, und nun weitere Be
amte herbeirief. Nach längerem Verſuchen, die Tür zu öffnen,
ſollte ſie eingeſchlagen werden jedoch öffneten jetzt die Ein-
brecher worauf ſie durch zwei Polizeibeamte feſtgenommen
wurden. Die Einbrecher hatten einen Revolver, ein Stemm-
eiſen und einen Glasſchneider (Diamant) im Laden verſteckt.

machen, daß er zum Laden hinauskommt. Er hingegen will
die Aufforderung ſo aufgefaßt haben, er ſolle machen, daß er
von dem Geſchäft wegkomme; er ſei alſo entlaſſen. Ein Zeugebeſtätigte aber, er habe jene Aufforderung ſo verſtanden, der

läger ſolle nur den Laden verlaſſen. Kläger betrachtete ſich
aber als entlaſſen und ging weg. Der Vater führte aber noch
einen weiteren Grund zur plötzlichen Löſung des Dienſtverhält-niſſes ins Feld, nämlich den: Seinem Sohne ſei in der erſten

Dienſtnacht zugemutet worden, mit der 18jährigen Dienſtmagd
in einer Kammer zu ſchlafen. Der junge Menſch habe die Zu
mutung entſchieden abgelehnt, weil die beiden Betten dicht
nebeneinander geſtanden hätten. Der Beklagte beſtritt jedoch,
daß er oder ſeine Frau dem Hausburſchen die Zumutung ge
macht hätten. Vielmehr hätte das Dienſtmädchen, das an jenem
Abend noch das Bett aus der Kammer entfernen ſollte, geſagt,
das Bett könne die eine Nacht ſtehen bleiben; „es ſei nicht
ſchlimm“, wenn der Hausburſche einmal mit in der Kammer
ſchlafe. Klägeriſcherſeits wurde aber die Behauptung, die
Dienſtherrſchaft habe die Zumutung gemacht, mit Entſchieden-
heit aufrecht erhalten; män will dieſe Sache noch anderweitig
verfolgen. Dem Hausburſchen wurde ſchließlich ein Reſtlohn-
betrag von 2,40 Mk. zugeſprochen. Mit ſeiner weiteren Forde
rung wurde er abgewieſen.

Letzte Nachrichten.
Furchtbare Exploſion.

Wien 23. Januar. Jn den Gaswerken in Schönbrunn
in Schleſien fand geſtern gegen 11 Uhr nachts, wie die Neue
Fr. Pr. meldet, eine Exploſion ſtatt, die faſt den ganzen Ge-
bäudekomplex in Trümmer legte. Es ſollen 40 Perſonen ge-
tötet oder verwundet ſein. Aus bisher noch nicht bekannter

iche Herabſetzung des ſtädtiſchen Gaspreiſes? Ueber den Aus- Seeben-Gutenberg. Sozialdemokratiſcher Ver Urſache explodierte in der Abteilung für Methanerzeugung ein
mit bau des Gaswerks und die Verbilligung der Gaslieferung ein. Am Sonnabend, den 25. Januar, abends 810 Uhr, findet Behälter des großen Gaserzeugungsapparats, und die gewal-

9 a x e e Jdie weiß die Saalezeitung im heutigen Morgenblatt allerlei zu in dem Lokal des Herrn Richter, Gaſthaus zu Seeben, eine ige Stichflamme traf die Baſis des größten Gaſometers, der
ilich erzählen, von dem zwar das meiſte noch in einiger Ferne liegt, Mitgliederverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins des 2 terhat, aber doch bemerkenswert iſt. Es ſoll danach die Verwaltung obigen Diſtrikts ſtatt. Da in dieſer Verſammlung der Genoſſe in der nächſten Sekunde unter furchtbarer Detonation, die viele
ß es mit dem Plan umgehen, Leucht- und Kochgas nach einem ein Melle-Berlin einen Vortrag: Ueber die Aufgaben der politi- Kilometer weit gehört wurde, in die Luft flog. Das Gebäude

4 heitlichen Preiſe zu bewerten. Es müſſen jedoch die großen ſchen Organiſation halten wird, iſt ein recht ſtarker Beſuch der der Gaswerke gleicht einem Trümmerhaufen. Polizei, Gen
das Neuanlagen, an deren Ausführung man zurzeit arbeitet, be- Verſammlung erwünſcht. Der Vorſtand.
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gung eingerichtet iſt, ein Tagesguantum von 70 000 Kubikmeter
leiſten kann. Man will mit dieſem Zeitpunkt auch das Auto
matenſyſtem einführen, wie es andere Städte, z. B.

vorgeſchlagen. Nachdem Prof. Dr. Wernicke-Poſen, der zuerſt
für den Poſten in Ausſicht genommen war, gebeten hatte, von
ſeiner Kandidatur Abſtand zu nehmen, wurde die Stelle aus-

Beſuch ſieht entgegen Die Gewerkſchaftskommiſſion.
Ammendorf. Gemeindevertreter- Sitzung. Jn

der Steuerſache des Herrn Röhming hat das Oberverwaltungs-

ſtraße bis an das Müllerſche Grundſtück ein Bürgerſteig in
2 Meter Breite angelegt werden. Die Koſten belaufen ſich auf
11 500 Mk. Sie wurden bewilligt. Die Schaffung einer

darmen und Militär ſind bemüht, die Opfer der Kataſtrophe
ſich denken kann. Die Neuanlagen erfordern über 900 000 Mt. Dölau. Achtung, Gewerkſchaftsgenoſſen! Am zu bergen. Bisher ſollen 25 Leichen, darunter die des Be

tt Aufwand, werden aber auch den Erfolg haben, daß künftig das ln d d her kſcherfteverſa n r h triebsleiters, geborgen ſein. Alle Feuerwehren der Umgegend
ings Gaswerk, das gegenwärtig auf 40 000 Kubikmeter Gaserzeu- 2 r beteiligten ſich an den Bergungsarbeiten, die infolge eines nach

der Exploſion ausgebrochenen Brandes ungemein ſchwierig
ſind. Eine große Menſchenmenge umſteht trotz der ſpäten

ihm Königsberg, bereits mit beſtem Gelingen in Geltung geſetzt gericht zugunſten des Herrn Röhming entſchieden. Die Wahl Nachtſtunde die in Trümmer liegende Unglücksſtelle. Der
und haben. Es handelt ſich da um ein Syſtem, bei dem Automaten, unſeres Genoſſen Mitſching zum Gemeindevertreter wurde für Schaden wird auf 60 000 Kronen geſchätzt.
i ß die in den Wohnungen aufgeſtellt werden, gegen den Einwurf eültig erklärt. Jn der Bahnhofſtraße ſteht eine Mauer, deren
ch zu von 10 Pfg. ein gewiſſes Quantum Gas liefern, und zwar Niederreißen der Beſitzer Herr Schurig, davon abhängig macht 2W1 V et zu gleichgültig, ob zu Koch oder zu Leuchtzwecken. Dieſe Auto- daß ihm das Trottoir (55 Quadratmeter) vor ſeinem Hauſe Allerlei.
ürde maten, die anderswo außerordentlich zur Hebung des Gas von der Gemeinde abgekauft wird. Das wurde gegen die
aupt konſums beigetragen haben, bedingen dann von ſelbſt einen Stimmen unſerer Vertreter beſchloſſen. Die Annahme eines Verwüſtungen durch den Veſuvausbruch in Merxtko.
rung Einheitspreis. Wie hoch der ſein wird, ſteht noch nicht feſt. Ortsſtatuts über die Straßenreinigung wurde bis auf die Der 4300 Meter hohe Veſuv Picolo de Colemar im mexikani4 Man darf aber auf einen Preis von 13 Pfg. gefaßt ſein. e T d er hen kart r ſchen Staate Jaliſo vefindet ſich in voller Tätigkeit Durch

Stadtarzt Profeſſor von Drigalski wird, nach dem B. T., (huſſe aus der Gemeindekajſe mehr. n der Halleſchen ſeinen Ausbr ie E in ei reider von der Berliner Stadtverwaltung als ſtädtiſcher Medizinalrat Straße und zwar auf der öſtlichen Seite, ſoll von der Schacht n run eae, rege
10 Meilen vernichtet. Der Materialſchaden wird bisher
auf 4 Millionen Mark geſchätzt. Zahlreiche Häuſer
wurden zerſtört. Hunderte von Menſchen ſind in der

e er e äushaltungs- Fortbildungsſchule für Mädchen von 14 bis 17 glühenden Lava ums Leben gekommen; auch viel Vieh wurdgeſchrieben. Der Ausſichtsvollſte der 42 Bewerber iſt neben D T u an emit einem Berliner Anſtaltsleiter Prof. Dr. von Drigalski. nete w. n r Faſn, ää der r Städte laſſen Hab und
noch Rückgang des Perſonenſchiffverkehrs. Die Sagleſchiffahrt ſteht, überwiefen. Beſchloſſen wurde, daß die Veteranen an ſtrömen hie Man L r e Gaſe ent
raten hatte in den letzten Jahren ſo ſchwer zu leiden, daß die Firma dem Eſſen bei der Geburtstagsfeier teilnehmen ſollen und die s
find Schräpler in Zahlungsſchwierigkeiten geriet. Dieſer Tage Koſten aus der Gemeindekaſſe gedeckt werden. Genoſſe Oertel e

wurde deshalb im Be der Zwangsvollſtreckung beim Amts proteſtierte jedoch energiſch dagegen, daß die Steuergroſchen zu Rom, 22. Januar. Der Veſuv in Neapel zeigt neue
gar gericht Hamburg der Perſonen und Schleppſchraubendampfer Feſtgelagen verwandt werden ſollen. Jn der geſchloſſenen Tätigkeit im Krater. Seit geſtern hört man ſtarke Donner

vixft. Deutſchland, auf den Namen der Witwe Klara Schräpler ein Sitzung wurden die Gehälter der Gasanſtaltsarbeiter aufge äuſche i ickr e u J wir g geräuſche im Jnnern, verbunden mit bedeutender Rauchentwick-.burfs. tragen, verſteigert. Ein Unternehmer in Straläu bei Berlin beſſert ſowie deren Urlaub feſtgeſetzt. lung. Es iſt anzunehmen, daß für den Veſuv, der ſeit 1906uchen, at ihn käuflich erworben. Wie verlautet, ſoll trotzdem noch un zlig t s dern et m e ſuv, der ſer
g, ihr verſucht werden, das Geſchäft der Schräplerſchen Familie unter faſt völlig ruht, wiederum eine Aktionsperiode beginnt.
feine anderer Firma fortzuführen. Aus den Gerichtsſälen. Aus dem ruſſiſchen Korruptionsſumpfe.
keine Die Elternſprechſtunde im Statiſtiſchen Amte der Stadt Vor den Schranken des Petersburger Bezirksgerichtshofess Un Halle a. S., Stadthaus, Eingang Schmeerſtraße, 3. Stock, findet Gewerbegericht. hat ein Senſationsprozeß gegen mehrere Jngenieure des Mini-

S s 8 7 mi 5 bis 3 j 2de h t de ten mfes de ettereteegee See,Zt oer Flwe atte H Ach e ereene e Sehettene e v e e
der vorher dem Herrn Schularzt in deſſen Sprechſnnde vorgr TheaterDirektor. Kläger hatte. Mitte Dezember Aushilfs- Stagt ſei Clanſſecbapten e dert Knſgebung on Petergburg
legen iſt, mitbringen. Für weibliche Perſonen gibt die Aus- h r n n e f. vaater, im Verlauf eines Jahres um faſt e Millionen Mark e

1 liche e einen P i Bere hetgteeete veineichſtrahe 1 värt, Freitag n n ganten Der Keeer da ehe e e chee hene eeeete gegengee
Haus age- unterzeichnet, nach dem er unter den im Geſchäft üblichen Be beitern, die r nicht exiſtierten Mugeführt Die A 7dieſes Die JnvalidenQuittungskarten werden im hieſigen Stadt dingungen arbeiten wollte. Allerdings hatte er den Vertrag ſchrift wſaßzt o 5 dich its ber 100 3 nklage
hmen, bezirk kontrolliert und zwar: am Donnerstag, den 28. Januar, erſt kurz vor Beendigung des Dienſtes unterzeichnet. Der Be ahen e Wro eß dürfte ver eite Woch F eugen ge
wung Bergſtraße, Paradeplatz; Freitag, den 24. Januar, Fürſtental, klagte wurde verurteilt, einen Betrag von 4,75 Mk. zu zahlen. s in e dauern.

von Pfälgerſtraße; Dienstag, den 28. Januar, RobertFranz Jdylliſches Dienſtverhältnis. Ein 15jähriger Hausburſche Jm Sturm auf dem Meere.
Licht Tat e; Mittwoch, den 29. Januar, und an den folgenden flagte unter dem Beiſtande ſeines Vaters gegen einen Kauf Alle in Neuyork einlaufenden Schiffe berichten über an
ähi fanden e Zu dieſem Zwecke ſind die Quittungs mann wegen kündigungsloſer Entlaſſung und verlangte Lohn, dauernd ſchlechtes Wetter. Die Karoline, ein Schiff der
eſer I e terte er ur2ranset, e ecen, Entſchädigung für entgangene Koſt uſwi ins geſamt 5550 Dr. iransatiantiſchen Linie hat im Sturm ſchweren Sgaden er
e z cher Zilge b n z w. W i r daß d e er e ſei. r u rin r e an Bord wurdent 9 4 äger ſollte nach ſeinem Dienſtantritt im Laden eine ſieben Mann der Beſatzung ſchwer verletzt. Der franzö-ß die ſchaftsraumen, ſonſt in der Wohnung, bereit zu halten. Arbeit verrichten und traf mit etwas Verſpätung ein. Da ſſiſche Dampfer Lorient lief mit vier ſorigeſgleuneerten

Das Stadttheater. Freitag in neuer Einſtudierung Die ſagte die Kaufmannsfrau: e wo die Arbeit fertig iſt, Rettungsbooten im Hafen ein. Auch der Dampfer Venetia er
nun es Quitzows. Sonnabend verabſchiedet ſich Kammerſänger Herold kommſt du; nun kannſt du di auch wegſcheren.“ Die Frau litt ſchwere Beſchädigungen. Zwei Mann der Beſatzung wurden
agen: in der Rolle des Don Joſe in Carmen, die ſeinem heiß-wallen- will damit nur gemeint haben, der Hausburſche ſolle nur auf der Fahrt über Bord geſchleudert.
t Ab

ionen ne 2Wert Oter hren 2 Fül rer De3preis dur die Pflanmen-MusFraft la Iiſſ in per e eſans lügemernge Grammſogar, Preis 30 Pf. Porto 5 Pf.if i Zu beziehen durch die 7 Eennzeerück Emmaz das Volks Buchhandlune, r Faie Wannempen Halle a. S., Harz 42/48. 55 56 r 17u m. enschüss. 6.n r O e 27 ortopf S.
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hoben wir in Serien eingetfeilt und
verkaufen dieselben zu nachstehend

2

Resfbesfände e vom Ausver kauf ruräckgeblebenen

Künder leider ung KüDderjacken

ſopelt gen Preisen.
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Grosse Ulrichstrasse 22- 24.
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und das übr. gr. Programm.

Stadt Theater
in Halle a. S.

Direktion: Geh. Hofrat A. Richards.
Freitag d. 24. Januar 1913

136. Abonnem. Vorſt. 4. Viertel.
Neu einſtudiert:

die Quitzows.
Schauſpiel in vier Aktenc von Ernſt von Wildenbruch.

Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 7 Uhr.e Cid gegen 11 Uhr.

Sonnabend den 25. Jan. 1913

Sch r e 137. Abonnem. Vorſt. 1. Viertel.F p t re Abichied SaſſeGr r. Peters, ammerſängersumenthalſtraße 27. Wilhelm HeroldFIersebn r g. vom Kgl. Theater in Kopenhagen.79 Heute Freitag ArmenSchlachtefest Oper in vier Aktenbei Rich. Tepper. Neumarkt 45. von Georges Bizet

60 Iudenodratſner Verein

für Halle und den Saalkreis.
Diſtrikk Ammendorf u. Umg.
Sonntag den 26. Jannar er., abds. S Uhr,

im Burgſchlößchen, Burg bei Radewell:

Müglfeder-Versammunn.

Tagesordnung:
1. Die Aufgaben der politiſchen
Organiſation. srs1

Referent: Gen. Julius Hildebraundt, Neukölln- Berlin.
2. Vereins Angelegenheiten.

Einem recht zahlreichen Beſuch der Mitglieder a

entgegen Die Diſtriktsleitung.
öbziuldemotrutiſcher Verein

für Halle und den Saalkreis.
Diſtrikk Ssohen- Gutenberg
Sonnabend, 25. Januar abends S Uhr

in dem Lokal des Hrn. Richter (Gaſthaus zu Seehben)

Müglteder-ersammlung
Tagesordnung:

1. Die Aufgaben der politiſchen
Organiſation.

Referent: Genoſſe Karl Melle, Berlin.
2. Vereins Angelegenheiten.

Einem recht zahlreichen Beſuch der Mitglieder ſieht

entgegen Die Diſftriktsleitung.
Jentral Hranbenbagse Granaten rurknfgket

Sonntag den 26. Januar mittags 11 Uhrim kleinen Saal des Von spark“

Versammlung,
Tagesordnung:

1. Vorſtandswahl. 2. Abrechnung vom 4. Quartal 1912. 3. Ver
ſchiedenes.

ggim zahlreiches Erſcheinen der Witz erſucht

57 Die örtliche Verwaltung.
Reglaurant un Tabchöbwen, Radevel

Sonnabend und Sonntag

S lrobes bockherfes
mit Speckkuchen. 2008

Der Für Unterhaltung iſt beſtens geſorgt.
Es laden freundlichſt ein W. Ouwald und Frau-

5752

öopiuldemotratſcher Veteln

für Halle und den Saalkreis.
Diſtrikt Lettin

Sonntag den 26. Januar nachm. 3 Uhr
im Gaſthaus „Zur Erholung“ in Lettin

Mtglleder-Versammiung.
Tagesordnung:

1. Die Aufgaben der politiſchen
Organiſation.

Referent: Genoſſe Theodor Wolf in Breslau.

2. Vereins-Angelegenheiten.
t zahlreichen Beſuch erwartet

Die Distriktsleitung-Nansfelder Kreis.
Oeffentl. Versammlungen

finden ſtatt in

S SchraplauSonntag den 26. Januar 1973 nachmittags 3/2 Uhr

Teufeschenth alSonntag den 26. Januar 1913 abends 71, Uhr
Referentin in allen Verſammlungen

Frau Bachmann aus Weißzenfels.
Zahlreichen Beſuch von Frauen und Männern erwartet

*2006 Der Einberufer.
Osendorf.Sonntag den 26. Januar im Gaſthof zu OſendorfGrosser Maskenball 2

mit Preisverteilung des Bandonionklub Saxounia, Osendort.

Es ladet ein Der Vorstand
in unseremWenn IIdehf
kaufen Sie

Wandbilder, Eßlöffel, Porzellan-
Kaffee Service, Porfemonnajes efc.

spotibilliq. 5761

C. Rifter,
Halle a. S., Leipzigerstrasse 90.

Miql. d. Rab.-Spar-Vereim. Mill. d. Rob.-Spar-Vereins.

an
Mittwoch den 5, Februar abends Ahr

im großen Saale des Volksparks

General Versammlung.
Anträge, die zur Beratung kommen ſollen, müſſen

bis ſpäteſtens Mittwoch d. 29. Januar im Verbands
bureau eingegangen ſein.

Ohne Delegiertenkarte kein Einlaß.
Mitglieder haben auf der Gallerie Zutritt.

Die Ortsverwaltung.

Sonnabend den 25. Januar abends 8“/, Ahr
in Henſels Reſtaurant, Anterberg 12

Branchen Versammlung
er Kchmiede, Blech- 1. Keselschmiede wie er. Hilfsarbeiter

Tagesordnung:
1. Vortrag.
2. Branchenangelegenheiten.

Es iſt Pflicht der in obengenannten Branchen beſchäftigten
Kollegen, für guten Beſuch dieſer Verſammlung Sorge zu tragen.

Die Branchenlteitung-

Sonnabend den 25. Januar abends 8 Ahr
im Volkspark (Kartellzimmer)

Branchen Versammlung
der Former, Kernmacher und Giessereiarbeiter,

Tagesordnung
1. Vortrag.
2. Neuwahl der Branchenleitung.
3. Branchenangelegenheiten.

Zahlreichem Beſuch der Branchenkollegen ſieht entgegen

Die Branohbenleitung.

Sonnabend den 25. Januar von abends 8 Ahr
ab im Dreierhaus zu Oſendorf

Winier Vergnügen
beſtehend in Preisschiessen und BAI, L.

Die Verbandskollegen nebſt ihren werten Angehörigen ſind
hiermit freundlichſt eingeladen. 5749

Das Komitee.
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Deutſcher Reichstag.
5. Sitzung, Mittwoch, den 22. Januar, nachmittags 1 Uhr.
Am Bundesratstiſche: Dr. Delbrück.

Etat des Reichsamts des Jnnern.

7. Tag. JZunächſt wird über 53 zum vorjährigen Etat des Reichsamks
tes Jnnern beanagte und damals zurückgeſtellte Reſolutionen
abgeſtimmt.
aAbgelehut wird die ſozialdemokratiſche Reſolution, die den
Achtſtundentag für die im Handels-, Jnduſtrie- und Verkehrsweſen
heſchäftigten Perſonen fordert.
Angenemmen werden meiſt gegen die Stimmen der Kon
ſervativen alle Reſolutionen, die den Ausbau des Koalitions-
rechtes und des Arbeiterrechts verlangen.

Angenommen werden ferner die Reſolutionen die ein Reichs
berggeſetz wünſchen, ebenſo die ſozialdemokratiſche Reſolution, in
der für die techniſchen Angeſtellten und Burecugngeſtellten ähnliche
ſoziale Schutzbeſtimmungen verlangt werden, wie für die Handels
angeſtellten.

Angenommen wird auch die ſozialdemokratiſche Reſolution, in
der das

Koalitionsrecht der Landarbeiter,
gefordert wird.

Abgelehnt wird die ſozialdemokratiſche Reſolution auf Auf-
hebung der Geſindeordnungen.

Eine Reſolution auf Abänderung des S 1000 entſprechend den
Wünſchen der Handwerker wird angenommen, desgleichen eine Re-
ſolution, welche die Bekämpfung der Anamierkneipen verlangt.

Bei der Abſtimmung über eine Reſolution Brandhs (Pole),
welche von der Regierung Beihilfen an Private zu Verſuchen mit
künſtlicher Bewäſſerung künſtlichem Regen) verlangt, ſtellt das
Präſidium unter ſtürmiſcher Heiterkeit feſt, daß das Reſultat der
bftimmung zweifelhaft ſei und daher Hammelſprung erfolgen

müſſe. Lebhafte Heiterkeit herrſcht auf den Tribünen, als Abge-
ordneter v. Kröcher (k.) ſchließlich als letzter der Abgeordneten
ſchlafend auf ſeinem Platze bleibt und erſt bei dem lauten Gelächter
überraſcht den Saal verläßt.

Die Reſolution wird mit 171 gegen 153 Stimmen ange-
aonmen; für ſie ſtimmen die Konſervativen, Polen und Sozial
demokraten; gegen ſie das Zentrum, die Nationalliberalen, die
Volkspartei und die Reichspartei.

Es folgt dann die Abſtimmung über die in dieſem Jahre zum
Titel „Staatsſekretär“ vorliegenden Reſolutionen. Abgelehnt
werden einige Reſolutionen der Wirtſchaftlichen Vereinigung reſp.
Antiſemiten, die völkiſche Wünſche enthalten. Eine Reſolution
Dr. Werner (Antiſ.), die das geſetzliche Verbot der Naturverſchande-
lung durch Plakate und Bretterreklame fordert, wird mit den
Stimmen von Abgeordneten aus allen Parteien angenommen.

Von einer Reſolution Dr. Werner (Antiſ.), die 15 Geſetze zum
Schutze des gewerbetreibenden Mittelſtandes verlangt, werden nur
einige Teile angenommen, z. B. ſoweit die Heranziehung der
Fabrikbetriebe zu den Koſten der Lehrlingsausbildung, der Fach-
ſchulen und der Handwerkskammer unter Abgrenzung von Fabrik
und Handwerk verlangt wird, ferner beſſere Wahrung der Forde-
rungen des Handwerks in der Konkursordnung, Errichtung eines
Reichsamtes zur Beaufſichtigung der Syndikate, Kartelle und ähn-
lichen Vereinigungen, Bekämpfung des verſteckten Warenhandels,
Verſchärfung des Geſetzes über Abzahlungsgeſchäfte, Regelung des
Submiſſionsweſens bei Vergebung von Arbeiten für den Reichs
bedarf, weitere Einſchränkung der Gefängnisarbeit, Fernhaltung
ausländiſcher Hauſierer uſw.

Schließlich wird namentlich abgeſtimmt über die konſervative
Reſolution

Die Regierung zu erſuchen, alsbald und noch vor der allge
meinen Reviſion des Strafgeſetzbuches dem Reichstag einen Ge-
ſetzentwurf vorzulegen, durch welchen das Streikpoſtenſtehen ver
boten wird.

Die Abſtimmung ergibt die Ablehnung der Reſolution mit
282 gegen 52 Stimmen bei 5 Stimmenthaltungen. Mit der Mehr
heit ſtimmt auch der Abg. Graf Poſadowskhy.

Hierauf wird die zweite Beratung des Etats des Reichsamts
des Jnnern beim Kapitel 7 Titel „Zentralſtelle für Volkswohl
fahrt“ fortgeſetzt.

Abg. Schulz (Soz.):
Es iſt beinahe Tradition geworden, daß bei dieſem Titel der

Zentralſtelle für Volkswohlfahrt von bürgerlicher Seite einige Worte
Nur Herr Gamp hat ſich zuletzt etwas

unwirſch erkundigt, wofür denn eigentlich dieſe Gelder ausgegeben
würden, und hat die RNotwendigkeit der Zentrale überhaupt in

mußte etwas wunder nehmen, weil es ein
onsgenoſſe des Herrn Gamp, der inzwiſchen verſtorbene Graf

Douglas, war, der im gewiſſen Sinne der intellektuelle Urheber
dieſer Zentralſtelle geweſen iſt. Dieſer Angriff des Frhr. v. Gamp
fiel zeitlich ungefähr zuſammen mit den bekannten Angriffen des
inzwiſchen verſtorbenen Scharfmachers Dr. Alexander Tille gegen
die Zentralſtelle. Die Zentrale berichtet, daß ſie ſeit jenen An-
griffen einen erheblichen Mitgliederrückgang zu verzeichnen habe.Sir Sozialdemokraten ſind auch keine Lobredner der Zentralſtelle
für Volkswohlfahrt; aber wir ſtehen doch nicht da, wo die HerrenGamp und Tille ſtehen. Sie fürchten die Vergiftung der Regierung
durch den ſogenannten Kathederſozialismus oder, wie er neuer
dings heißt, Klaſſenmoralismus. Wir ſehen umgekehrt in der
Zentrale ein wertvolles Hilfsorgan der Regierung zur Bekämpfung
der Sozialdemokratie. her haben wir gar keinen Anlaß, der
Jentralſtelle eine Reichsunterſtützung zu bewilligen. Der Name
Zentralſtelle zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volkes“ iſt
nicht gerade beſcheiden, zu dieſem Zwecke wurde bekanntlich ſeinergeit das Se iſge Reich gegründek. Aber ich will gern die be
cheidenere Auslegung des Namens zugrundelegen, die die Zentral-
telle für ſich in Anſpruch nimmt: Volkswohlfahrt ſei eine
freie Tätigkeit, die zu einer ſozialen Beſſerung führe, welche durch
bloße Rechtswirkung nicht erreicht werden könne. Jſt denn die
Zentralſtelle frei in dieſem Sinne? Sie ift zwar keine Staats
einrichtung von Amts wegen, aber doch eine ſtaatliche Einrichtung
auf Umwegen, die Regierungen haben innerhalb der Zentralſtelle
gerade ſoviel Einfluß wie ſie brauchen, um alles durchzuſetzen, was
ſie wollen, und alles zu verhindern, was' ihnen nicht paßt, und
haben andererſeits ſo wenig Verantwortung, daß ſie in kritiſchen
Fällen den Kopf jederzeit aus der Schlinge ziehen können. Die
wirklich freie Tätigkeit zur ſozialen Beſſerung wird ausgeübt von
den Arbeite werten und der ſozialdemokratiſchen Partei.Gerade hieſe betben Faktoren für wirkliche Volkswohlfahrt ſind aber
in der Zentralſtelle nicht vertreten, ſondern werden von ihr be
kämpft. Ich gebe zu, daß dieſe Bekämpfung nicht offen und nicht
mit plumpen Mitteln vorgenommen wird, es iſt ein Kampf mit
geiſtigen Waffen, die Zentralſtelle bringt Argumente für ihre An
ſchauungen vor. Sie hat auch eine ganze Reihe von wertvollen
wiſſenſchaftlichen Publikationen herausgegeben, die auch von uns
für einſchlägige Arbeiten gern benutzt werden. Uns iſt ſelbſtver
ſtändlich ein Gegner lieber, der uns mit geiſtigen Waffen bekämpft,
als ein plumper Scharfmacher, möge er nun im Tone poligzeilicher
Unfehlbarkeit zum Volke reden oder ſeine Scharfmacherei einwickeln

in ſüßliche Witzeleien. Aber die n e e wird nicht
zur Volkswohlfahrt, wenn ſie ſich auch noch ſo akademiſch gebärdet.
Die Gegnerſchaft gegen die Sozialdemokratie geht aus allen Publi-
kationen ſowie aus der praktiſchen Tätigkeit er Zentralſtelle her-
vor. Selbſtverſtändlich beſtreiten wir der Zentralſtelle nicht das
Recht, die Sozialdemokratie zu bekämipſen, andere ſozialpolitiſche
Anſchauungen zu verfechlen als wir. Wir ſelbſt machen ja von

dem Recht, uns entgegenſtehende Anſichten
giebigen Gebrauch und es ſtünde uns daher ſchlecht an, wenn wir
dasſelbe anderen Leuten wehren wollten. Wogegen wir proteſtieren,iſt die Subventionierung irgendwelcher entgs

Staats- oder Reichsmitteln.
den Steuergroſchen der Geſamtheit aufgebracht, in erſter Linie aus
indirekten Steuern. Es wäre eine gute Aufgabe für die Zentral-
ſtelle, S en, wie ſehr die Volkswohlfahrt durch das Syſtem
der indirekten Steuern geſchädigt wird. (Sehr gut! bei den So-
zialdemokraten) Man kann von uns als den Vertretern von
45 Millionen deutſchen Steuerzahlern nicht die Bewilligung von
Mitteln verlangen, die dazu dienen ſollen, uns zu bekämpfen. Jch
will heute nur einen Zweig der Tätigkeit dieſer Zentralſtelle kenn-
ine der neuerdings beſonders im d pergrund ſteht und bei
em ihre politiſchen Tendenzen beſonders kraß zum Ausdruck

kommen, das iſt die ſogenannte Jugendpflege. Jch will nicht be-ſtreiten, daß ſich die Zentraſſtelle in früheren Jahren mit den

Problemen der Jugendpflege und Fürſorge beſchäftigt, daß ſie
manche Fragen in die öffentliche Diskuſſion geworfen und auch
Material dazu geliefert hat. Jhre Veröffentlichungen kann jeder
mit Jntereſſe leſen, der ſich überhaupt für das Problem der Jugend-
pflege intereſſiert. Aber dies Material iſt jahrzehntelang unbe-achtet geblieben. Anders wurde es erſt, als die Arbeiter die Jugend

bewegung in die Hand nahmen. Das war der Arbeiterbewegung
früher nicht möglich, da ſie unter dem Ausnahmegeſetz und ſeinen

Nachwehen, der Zuchthausvorlage uſw., die Hände nicht frei hatte.
Alſo als die Sozialdemokratie das Problem der Jugendfürſorge
aufgriff, da erkannten die Gegner der Arbeiterbewegung, wie
wichtig für die geiſtige Verfaſſung der ſpäteren Erwachſenen eine
rechtzeitige und gewiſſenhafte Pflege der Jugendlichen nach der
Schulentlaſſung ſei. Es ging nun ſehr ſchnell mit der bürgerlichen
Jugendpflege. Kaum ein Jahr hat es gedauert, und heute kennen
Miniſter und Geheimräte, Regierungspräſidenten und Landräte
kaum noch eine wichtigere Aufgabe als die Jugendpflege, und die
Stadtverwaltungen werden mit diesbezüglichen Verfügungen und
Verordnungen derartig bombardiert, daß ſie oft nicht mehr aus
noch ein wiſſen. Jch habe eben eine Aeußerung aus dem „Reichs-
boten“ zitiert. Dasſelbe Blatt gibt auch die Gründe für dies plötz-
liche Jntereſſe an, indem es ſagt: „Die eigentliche Triebfeder der
mit ſo großen Mitteln ins Werk geſetzten modernen ſtaatlichen
Jugendpſlege iſt nichts anderes als die Angſt vor den Folgen der
ſozialdemokratiſchen Hetze.“ Setzen wir ſtatt deſſen die Angſt vor
der Sozialdemokratie, ſo können wir das vollkommen untkerſtreichen.

Bei dieſer Sammlung aller Bürgerlichen gegen die Sozial-
demokratie ſteht nun die Zentralſtelle für Volkswohlfahrt an der
Spitze, ihr Werk iſt gerade die Zuſammenfaſſung aller bürgerlichen
Jugendpflegebeſtrebungen, die Schaffung der ſogenannten inter-
konfeſſionellen Jugendbewegung. Von welchen Beweggründen ſie
ſich dabei hat leiten laſſen, beweiſen zum Beiſpiel folgende Aus-
führungen im Heft 3 ihrer Flugſchriften „Fürſorge für die ſchul-
entlaſſene ländliche Jugend“, verfaßt von einem der erſten Dezer-
nenten der Zentralſtelle für dies Gebiet. Es heißt da

„Mit Sorge muß es auch erfüllen, zu ſehen, mit welchem
Eifer die Sozialdemokratie ſich bemüht, die Jugend in ihre Ver
eine zu ziehen Es wird von den Sozialdemokraten offen zu
gegeben, daß hier die Jugend für den ſpäteren politiſchen Partei-
kampf geſchult werden ſoll. Neuerdings iſt jedem politiſchen
Treiben der ſozialdemokratiſchen Jugendvereine ein Riegel vor-
geſchoben, aber im geheimen geht die Wühlarbeit weiter. Bei
der großen Erbitterung und Leidenſchaftlichkeit, mit der von der
Sozialdemokratie der parteipolitiſche Kampf geführt wird, wird
ſchon in der Jugend jenes Mißtrauen und jene Haßſtimmung
erzeugt, die es zu keiner harmoniſchen Entfaltung der Gaben
und Kräfte des Gemütes und Charakters kommen läßt.“

So viel Sätze, ſo viel Unrichtigkeiten. Der Verfaſſer muß es
zunächſt als Sachverſtändiger wiſſen, daß, als er dies im Jahre
1910 ſchrieb, durch den berüchtigten Jugendparagraphen des Reichs
vereinsgeſetzes bereits allen proletariſchen Jugendvereinen das
Lebenslicht ausgeblaſen war. Er ſcheint ſich noch beſonders darüber
zu freuen und fügt außerdem noch das niedliche Denunziatiönchen
hinzu, daß im geheimen die Wühlarbeit weiter gehe. Wenn er
weiter behauptet, daß die Jugendbewegung von der Sozialdemo-
kratie benutzt werden ſolle, um aus den jungen Arbeitern und
Arbeiterinnen gleichſam Sozialdemokraten en miniature zu machen,
ſo iſt das ein großer Jrrtum. Von dieſem pädagogiſchen Mißgriff
muß uns ſchon das böſe Beiſpiel der bürgerlichen Jugendbewegung
warnen. Kommt doch die Jung-Deutſchland-Bewegung auf nichts
anderes hinaus, als durch die Nachäffereien militäriſcher Exer-
zitien möglichſt ſchon die Schulkinder zu kleinen Soldaten zu
machen. Wir wollen nur dafür ſorgen, daß in der Jugend alle
geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten erſchloſſen werden. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten.) Ebenſowenig wünſchen wir eine
politiſche Jugendwehr. „Politiſch Lied, ein garſtig. Lied,“ ſagen
wir gewiß nicht. Wohl aber gehört zur Politik die robuſte Natur
eines Erwachſenen. Wir Sozialiſten wollen den Kindern die
Natürlichkeit der Jugend erhalten. Das Erwachen der politiſchen
Erkenntnis läßt ſich ja gewiß nicht feſtlegen, das Reichsvereins-
geſetz will dieſes Erwachen mit dem 18. Jahre feſtlegen, bei
manchen erwacht die politiſche Erkenntnis weit früher, bei anderen
weit ſpäter, mancher gelangt nie dazu. (Heiterkeit.) Bei den
Arbeiterkindern erwacht ſie im allgemeinen deshalb früher, weil
in den Arbeiterfamilien man ſich mehr um das öffentliche Leben
kümmeri, und vor allem, weil die Arbeiterkinder ſchon mit dem
14. und 15. Lebensjahr in den Lebenskampf hi werden.
Jn den Verſammlungen der Arbeiterjugend wird keine Politik
getrieben, ſondern wiſſenſchaftliche, literariſche, künſtleriſche Vor
träge werden gehalten; gelegentlich ſpricht man natürlich auch über
Politik, aber in unpolitiſcher Weiſe. Das iſt natürlich möglich,
ſonſt würde ja jeder Schullehrer, der über die politiſchen Gründe
Friedrichs II. zum Schleſiſchen Kriege vorträgt, Politik treiben.
Um ſo mehr müſſen wir uns gegen die Schikanen wenden, mit
denen unſere Jugendbewegung verfolgt wird. Die Zentralſtelle
für Volkswohlfahrt trägt einen großen Teil der Verantwortung
für den Kampf der Behörden gegen unſere Jugendbewegung; dern
ſie ſteht an der Spitze der bürgerlichen Jugendbewegung, die unge-
hindert Politik treibt. Oder iſt es etwa keine Politik, wenn die
Kinder gegen die Sozialdemokratie ſcharf gemacht werden, wenn
der JungDeutſchland-Bund geradezu ſyſtematiſch die Kriegsver-
herrlichung betreibt. Der Generalgewaltige des Bundes, Feld-
marſchall v. d. Goltz, ſoll neulich geſagt haben: „Wenn's doch ein
mal losginge!“ Wie muß derarkiges auf die jungen Leute ein-
wirken. Dr. Oertel hat neulich Herrn Hügel den Rat gegeben,
für den Frieden zu wirken. Möge er doch einmal den Friedens-
ſtörern in ſeinen eigenen Kreiſen das Handwerk legen. (Sehr rich
tig! bei den Sozialdemofraten.) Die bürgerliche Jugendbewegung
hat ja nur den Zweck. der Sozialdemokratie den Nachwuchs ab-
wendig zu machen. Wir können das auf ſich beruhen laſſen, aber
wir wollen nicht, daß Unfrieden in die Arbeiterfamilie hinein-
getragen wird. (Sehr richtig! bei den Sozaldemokraten.) Gerade
Sie, die die Familie als Grundlage der Geſellſchaft hinſtellen,
hetzen die Kinder gegen die Gltern auf. (Sehr wahr! bei den
Sozialdemokraten.) Es iſt unſer gutes Recht und unſere Pflicht,
zu wünſſchen, daß unſer Nachwuchs dereinſt in unſere Fußtapfen
tritt. Wenn die Kinder reif geworden ſind und ſich als Erwachſene
entſcheiden, dann wollen wir, daß ſie noch entſchiedenere, beſſere
Sozialdemokraten werden als wir. Freilich haben Sie die Macht,
unſer natürliches Menſchenrecht zu vergewaltigen. Soweit wir
können, treten wir dem entgegen, und dazu gehört auch, daß wir
hier die geforderten Mittel für die Zentrale für Volkswohlfahrt
verweigern. (Lebhaftes Bravo! bei den Sozialdemokraten.)

Prinz zu Schönaich-Carolath (natl.): An Schikanen gegen die
proletariſche Jugendbewegung iſt doch die Zentralſtelle für Volks
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wohlfahrt unſchuldig. Sie kann doch auch nicht für das verant
wortlich gemacht werden, was Feldmarſchall v. d. Goltz geſagt haben
ſoll. Die Soldatenſpielerei der Kinder verurteilen auch viele bürger-
lichen Elemente. Wohl aber iſt es unſere Pflicht, der Jugend vater
ländiſche Geſinnung und die Tradition unſerer glorreichen Ge-
ſchichte zu erhalten. (Lebhaftes Bravol)

Abg. Dr. Pieper (Z.): Die Tätigkeit der Zentralſtelle iſt keine
politiſche. Jm Gegenſatz zu Verg Schulz iſt ſein Parteifreund
Frank für die politiſche Erziehung der Arbeiterkinder ſchon vom
14. bis 18. Lebensjahre eingetreten. Die bürgerlichen Jugend-
vereine haben ſich dagegen nirgends einer politiſchen Partei an
geſchloſſen.

Unterſtaatsſekretär Richter: Die Zentralſtelle für Volkswohl-
fahrt iſt eine private, nichtpolitiſche' Jnſtitution, in der Männer aller
bürgerlichen Parteien tätig ſind.

Abg. Bruckhoff (Vp.): Die Sozialdemokratie will durch die
proletariſche Jugendbewegung doch ſicher die Jugend von den bürger-
lichen Parteien abwendig machen. (Sehr richtig! bei den bürger-
lichen Parteien.) Vom Jungdeutſchlandbund haben ſich viele päda-
gogiſchen Kreiſe verſtimmt zurückgezogen, weil dort jeder junge
Reſerveoffizier in Uniform mehr gilt als ſie; aber die nationale
Erziehung unſerer Jugend können wir nicht preisgeben. Die
Schule befindet ſich der Sozialdemokratie gegenüber in einer ge
wiſſen Notwehr. Jch verwahre die Lehrer dagegen, im Geſchichts-
unterricht blöden Hurrapatriotismus zu pflegen. Aber wir müſſen
der Sozialdemokratie gegenüber unſere nationale Einheit erhalten.
(Lebhafter Beifall bei den bürgerlichen Parteien.)

Abg. Davidſohn (Soz.):
Mein Kollege Schulz hat ſich mit Recht dagegen gewendet,

daß die Herren aus dem bürgerlichen Lager ſich vom Reich ſubven
tionieren laſſen. Mögen ſie ſich doch zuſammenſchließen gegen uns,
aber dann ſollen ſie ihre Jugendbewegung ebenſo bezahlen aus
eigenen Mitteln, wie wir. (Sehr richtigl bei den Sozialdemokraten.)
Das Budget der Zentrale für Volkswohlfahrt beträgt 130 000 M.,
die zum größten Teil aus Reichs und Staatsmitteln, alſo aus
den Mitteln der Steuerzahler fließen. Dagegen proteſtieren wir
mit Recht Der Beirat der Zentrale und alle von ihr gebildeten
Inſtitutionen und Körperſchaften ſind ganz einſeitig zuſammen
geſetzt. Herr Müller-Meiningen hat ganz im Gegenſatz zu Herrn
Bruckhoff vor einigen Jahren dieſe Zuſammenſetzung bei der das
künſtleriſche, das ſchriftſtelleriſche Element vollſtändig fehlt, in der
immer nur eine beſtimmte politiſche Clique Einfluß hat, ſcharf
gerügt. Herr Bruckhoff will der Jugend den Reſpekt vor der
Autorität erhalten wiſſen. Wie können Sie dann der proletariſchen
Jugend Mißachtung der eigenen Eltern einflößen? (Sehr wahr
bei den Sozialdemokraten.) Das muß zu einer Zerſplitterung des
Familienlebens führen, gegen die wir uns wenden. Herrn
Pieper erwidere ich, daß politiſche Bildung nicht mit parteipolitiſcher
Bildung zuſammenfällt, und mein Parteifreund Frank hat in den
von Pieper zitierten Stellen nur von allgemeinpolitiſcher Bildung
geſprochen. Die Zentrale hält es nicht einmal für nötig, trotz
der ihr gewährten Subvention der Reichstagsbibliothek ihre Publi
kationen zur b zu ſtellen. (Bravo! b. d. Soz.)

Direktor Lewald: Das iſt nicht richtig. Die Zentralſtelle hat
im letzten Jahre ihre Publikation durch das Reichsamt des Jnnern
dem Reichstag überſandt.

Abg. Bell (Z.): Parteipolitik wird von der Zentralſtelle nicht
getrieben. Vertreter aller bürgerlichen Parteien arbeiten an ihr
mit! Zuruf bei den Sozialdemokraten: Bürgerliche!) Die Arbeiter-
jugendbewegung iſt ſozialdemokratiſch, denn ihr Ziel iſt die Vor
bereitung für den Klaſſenkampf des geſamten Proletariats. Sie
iſt nur ſcheinbar aufgelöſt worden. Die Zentralſtelle aber hält fich
frei von Parteipolitik.

Abg. Schulz (Soz.)
Wir haben gar nichts dagegen, daß die Zentralſtelle uns be

kämpft. Aber wir lehnen die Unterſtützung aus Reichsmitteln für
eine ſolche einſeitige Zentralſtelle ab. (Sehr gut! bei den Sozial
demokraten.) Durch die Art des heutigen Geſchichtsunterrichts und
Jhrer Jugendpflege wird erſt der politiſche Kampf in die prole-
tariſ Jugend hineingetragen. (Sehr wahr! bei den Sozial
demokraten.) Sozialdemokratiſche Jugendorganiſationen gibt es
leider nicht mehr. Unſere blühende Jugendbewegung iſt aufgelöſt,
und gerade dieſe empörende hat die größte Er
bitterung unter der ſozialdemokratiſchen Jugend hervorgerufen
(Sehr wahrl bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Peus (Soz.):
Vor zwei Jahren hat der Reichstag einſtimmig eine Reſolution

angenommen, das Reich möge dem Verein für ſoziale innere Koloni-
ſation zum Zwecke der Fürſorge für vorübergehend Arbeitsloſe eine
Förderung zuteil werden laſſen. Das iſt inzwiſchen geſchehen. Die
Beſtrebungen dieſes Vereins verdienen in der Tat allſeitige Be
achtung.

Die Debatte ſchließt. Der Titel wird gegen die Stimmen
der Sozialdemokraten bewilligt.

Zum Titel „Belaſtung des Reichs aus den auf Grund der
Reichsverſicherungsordnung zu gewährenden Leiſtungen“ beantragt
die Kommiſſion eine Reſolution, die eine neue
dieſe Belaſtung verlangt und, falls dieſe geringer iſt, als bei der
Schaffung der Reichsverſicherungsordnung angenommen wurde,
eine Geſetzesvorlage, durch die die Renten ſoweit erhöht werden,
wie ſie aus den verfügbaren Mitteln gezahlt werden können.

Abg. Molkenbuhr (Soz.):
Was wir bei der Beratung der Reichsverſicherungsordnung

vorausgeſagt haben, iſt eingetroffen. Damals bezeichnete man
unſere Anträge als phantaſtiſch, denn fie würden ungezählte Mil
liarden verſchlingen. Wir ſagten voraus, daß die Täuſchung über
die Leiſtungen der Reichsverſicherungsordnung nicht lange vor
halten würde. Schon jetzt ſehen wir, wie weit die Wirklichkeit hinter
den von der Mehrheit angenommenen Zahlen für den Reichszuſchuß
bei der Hinterbliebenenverſicherung zurückbleibt. Auch bei der See
mannsordnung hatte man uns ſolche wo Berechnungen
vorgelegt, und heute bekommen die armen Witwen der Seeleute
noch keine Renten. Sie müſſen dafür van daß die Mathematiker
ſich ſo ungeheuerlich verrechnet haben. Redner geht eingehend auf
die Berechnungen der Hinterbliebenenrenten ein und hebt hervor,
daß die Renten erheblich erhöht werden konnten. Aber das wollte
man nicht. Dafür werden große Kapitalien an eſammelt. Die
Witwen und Waiſen aber müſſen verhungern. (Sehr richtig! bei
den Sozialdemokraten.) Dieſe Art der Behandlung erinnert an
den Geigzhals, der Schätze ſammelt und vergräbt, und bei ſeinen
Schätzen hungert. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Daher
ſollte man die Erhöhung der Renten im Auge behalten. Das

Zentrum hat mit der Bewilligung dieſer Witwen und ergehen
verſorgung dem arbeitenden Volke einen ſchlechten Dienſt erwieſen.
(Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Geheimrat Caſpar hält es für unrichtig, die Erfahrungen des
erſten Jahres der Hinterbliebenenverſicherung den Berechnungen
zugrunde zu legen. Ueberall habe ſich gezeigt, daß die Renten erſt
ganz allmählich den erwarteten Umfang annehmen.

Abg. Gothein (Vp.): Es wäre beſſer, wenn ſolch ausführliche
Berechnungen uns vorher ſchriftlich mitgeteilt würden; ſo können
wir ihnen unmöglich folgen. Sollten die Ergebniſſe auch des näch
ſten Jahres zeigen, daß eine Erhöhung der Witwen und Waiſen
rente möglich iſt, ſo wäre das zweifellos eine unſerer dringendſten
Aufgaben. Der Reſolution ſtimmen wir zu. Redner wendet ſich
zum Schluß gegen die Ausführungen des Profeſſors Bernhard in
ſeinem Buche: „Die unerwünſchten Folgen der Sozialpolitik.“

Staatsſekretär Dr. Delbrück: Auch ich halte die Folgerungen
dieſes Buches für unzureichend; zum Teil ſind ſie durch Publika
tionen aus meinem Amt ſchon widerlegt. Ich werde demnächſt alle

S

S



t v

x

a

wuf dem Gebiet des Schutzes der Geſundheit der Arbeiter gelten
den neueren Beſtimmungen zuſammenfaſſen, nicht nur die
Bundesratsverordnungen, ſondern auch die Grundzüge, die zur
Anleitung der Lokal- und Polizeibeamten dienen. Jm An-
ſolug daran ſoll eine eingehende Darſtellung und Würdigung
der Ergebniſſe unſerer ſogialpolitiſchen Geſetzgebung ausge
arbeitet werden. Natürlich kann dieſe Arbeit nicht in wenigen
Monaten bewältigt werden.

g. Siesberts (Ztr.): Wir ſtimmen der Reſolution zu, ohne
entſcheiden zu wollen, wer von den beiden Rechnern recht hat.
ſo W er Bernhard Tee man en e

n; m ſteht eine ganze Clique von aSe de b. d. Soz.) ß
Abg. Molkenbuhr (Sog.)

wendet gegen Einzelheiten in den Berechnungen des Ge
heimrats Caspar. Er habe übrigens ſeiner Rechnung nicht
die Reſultate des erſten Jahres der Witwen- und Waiſenver-
ficherung zugrunde gelegt, ſondern eine erheblich höhere Zahl
von Rentenberechtigten angenommen.Abg. Becker Ztrg: Die Broſchüre des Prof. Bernhard darf
man nicht überſchätzen. Sie iſt abgetan ſchon durch die koloſſalen
Uebertreibungen, die in ihr enthalten ſind. (Sehr richtig
Natürlich gibt es auch Simulanten unter den Arbeitern. Aber
von einer „Rentenſucht der Arbeiter, die zum Ruin des deut-
ſchen Vaterlandes führen kann“, iſt keine Rede. Es iſt be-
dauerlich, daß eine ſolche Tendenzſchrift überhaupt Unter-
ſtützung in Arbeiigeberkreiſen gefunden hat.

Die Reſolution der Kommiſſion wird hierauf angenommen
und die Weiterberatung auf Donnerstag 1 Uhr vertagt.

Schluß 634 Uhr.

Aus der Provinz.
Der Herr Amtsrichter auf dem Kriegspfade.

Jn Kölleda, der Hauptſtadt des ſtark agrariſchen Kreiſes
Eckartsberga, jenem idylliſchen Landſtädtchen, deſſen Einwohner
zum großen Teil dem edlen Gewerbe der Botanik obliegen
Pfefferminz, Baldrian und ſonſtige Arzneiwurzeln werden hier
gewonnen war am vergangenen Sonntag alles auf den Beinen.
Obwohl in und um Kölleda die „Mittel“ zur Geſundung der
Menſchheit gewonnen werden, fühlte ſich insbeſondere die minder-
bemittelten Klaſſe als ſolche krank. Die Lebensmitteltenerung mit
ihren unheimlichen Folgen läßt die Leute denken. Bisher iſt dieſe
Arbeit jenen Leuten überlaſſen worden, die die Wiſſenſchaft
teelöffelweiſe auf Univerſitäten ſchlucken mußten, um nachher in
verborgene Winkel der Erde zu „leuchten“.

Auf einmal ſoll das anders werden! Die Einwohner von
Kölleda haben gedacht und gehandelt. Allerdings harmlos.
Eine einfache Konſumgenoſſenſchaft ſoll gegründet werden. Das,
ſo rufen die Mächtigen von Kölleda, bedeutet Revolution, ergo
muß der Kampf gegen dieſen Drachen aufgenommen werden.
Unter Führung des Amtsrichters Zſchieſche, ausgerüſtet mit
einem großen Vorrat Zitaten aus dem 19. und 20. Jahrhundert,
begaben ſich die Vaterlandsretter nach dem Gaſthofe zur Erholung.
Doch welche Enttäuſchung! Der Referent, Genoſſe Friedrich
aus Erfurt, behandelte in längeren' Ausführungen die wirtſchaft
liche Entwicklung Deutſchlands von Mitte des vorigen Jahrhuv-
derts bis zur Jetztzeit, dabei hervorhebend, daß gewerbetreibende
Landwirte, Fabrikanten uſw. es vorzüglich verſtanden hätten, vom
Zug der Zeit zu lernen An Stelle der einzelnen Perſon ſei die
Organiſation getreten, um beſſer, wie früher, Profite erzielen
zu können. Jnsbeſondere ſeien auch im Kreiſe Eckartsberga die
land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften ſehr zahlreich vertreten. Das,
ſo betonte der Referent, nun doch Erfolge zeitige und mit Unter-
ſtützung der Regierung beſonders gefördert werde, müſſe auch den
ärmeren Volksſchichten Veranlaſſung geben, in Gemeinſamkeit die
Jntereſſen der Konſumenten zu wahren. Jedoch nicht Staatshilfe
ſoll uns die Wege ebnen, ſondern auf Selbſthilfe muß insbeſon-
dere die Konſumgenoſſenſchaft aufgebaut ſein.

Damit kam der Referent aber ſchön an. Der Herr Amtsrichter
erhob ſich, frug, welchem Verband der Erfurter Allg. Konſum
Verein, und welcher Partei der Vortragende angehöre und fing,
als ihm keine Antwort wurde, einen Teil der Anweſenden damit
ein, daß er ſein Wohlwollen jeder genoſſenſchaftlichen Betätigung
gewähre. Nur für Kölleda liege kein Bedürfnis vor, da der
Mittelſtand geſchützt werden müſſe. Nun aber ging's los. Der
Zentralverband ſei ſozialdemokratiſch, der Referent ein Sozial
demokrat ſchlimmſter Sorte. Er ſei nur hergekommen, um
Dumme zu fangen; in dem ſo ruhigen Kölleda ſolle nur ein
warmes Neſt für die Sozialdemokratie geſchaffen werden. Als
Vaterlandsfreund, als königstreuer Mann, werde
er gegen dieſe Gründung mit ganzer Macht kämpfen.

Dem kampfesluſtigen Herrn Amtsrichter, der als Vorſitzender
ver nationalliberalen Partei bei der letzten Reichstagswahl ſchon
mehrfach in den Vordergrund des politiſchen Kampfes trat, wurde
geſagt, daß er mit ſeiner Behauptung, der Zentralverband ſei
ſozialdemokratiſch, ſich einer bewußten Unwahrheit ſchuldig gemacht
habe. Jhm wurde weiter bedeutet, er ſolle ſofort ſeinen Erfurter
Kollegen veranlaſſen, gegen den Allgem. Konſum-Verein einzu
ſchreiten. Auf eine Blamage mehr oder weniger komme es gar
nicht an. Darauf mußte Heinrich Kaufmann mit einem Artikel
aus dem Jahre 1898 im Harburger Volksblatt herhalten. Hier
ſei geſchildert, daß die Sozialdemokratie die Genoſſen-
ſchaft brauche. Der ſtreitbare Herr Amtsrichter hat hier
Proletariat mit Sozialdemokratie verwechſelt. Macht nichts
unter Brüdern! Was ſich zur Selbſthilfe und zum Proletariat
bekennt, iſt königsfeindlich, vaterlandslos, revolutionär. Nur
Junker und ſolche Leute, die in irgend einer beſchaulichen Ecke
des deutſchen Vaterlandes als Beamten einen Teil der Steuer
groſchen als Gehalt empfangen, ſie ſind nach Meinung des Amts
richters Deutſchlands Patrioten. Aber die Konſumenten und ins-
beſondere die Arbeiterſchaft wird auch hier dafür ſorgen, daß

Kölleda ſeinen „Konſum“ bekommt und daß der Herr Amtsrichter
ſchließlich die Statuten dieſes vaterlandsfei Untiers ge

n und den Verein in das Genoſſenſchaftsregiſter eintragen
muß.

Merſeburg. Selbſtmord. Mit Zyankali

Süd n 1 tagen Augenblickeenach dem Genuſſe des Giftes lautlos un und der ſofort
de eholte Arzt konnte den Mann trotz der angewandten

n ttel u mehr retten. e wurde bewußtlos in ſeine
naheliegende Wohnung geſ o er bald darauf ſtarb. S.iſt 29 Jahre alt, vwaheee Vater eines Kindes. Was ihn

in den Tod getrieben, iſt nicht feſtzuſtellen.

h Aus dem Stadtparlament. Am Mon-tag fand die erſte Sitzung der Stadtverordneten in dieſem
Jahre mit einer ſehr reichhaltigen und zum Teil W wich
tigen Tagesordnung ſtatt. Aus dem Bericht des Vorſtehers
war zu entnehmen, im Jahre 10 Sitzungen ſtatt

efunden haben, in welchen 118 Vorlagen erledigt wurden. Bei
er Wahl des Bureaus wurde Herr Kind als erſter und Herr

d ne als zweiter Vorſteher wiedergewählt. Unſere Genoſſen
rachten Genoſſen Müller in Vorſchlag, welcher aber mit vier

Stimmen unterlag. Die Kommiſſionswahlen brachten uns
einen kleinen Erfolg. Auf des Genoſſen Sämiſch
ließ man in der Baukommiſſion den Stadtv. Schumacher fallen
und wählte an deſſen Stelle unſern Genoſſen Galle in die
Kommiſſion. Ferner wurde Genoſſe Müller in die Ver-
r n Genoſſe Schulze in die Gemeinde-euer-Einſchätzungskommiſſion und in die WaſſerwerksKom-
miſſion gewählt. Es ſcheint die Zeit gekommen zu ſein, wo
man mit unſern vier Genoſſen doch rechnen muß. Als Schieds
mann wurde Herr Naumann auf drei Jahre wiedergewählt.
Bei dem Punkte Bewilligung von Vertretungskoſten für Extra-
ſtunden der Lehrer erſchienen unſere Schulverhältniſſe in einem
nicht gerade günſtigen Lichte. Jn einem längeren Schreiben
fordert Rektor Mickiſch 212 Mk. für geleiſtete Extraſtunden,
welche von den Lehrern geleiſtet worden ſind. Herr Naumann
bringt hierbei eine Reihe Beſchwerden vor. Es ſind aus obigen
Gründen mitunter zwei Klaſſen er i worden, wo
durch ein Lehrer zeitweiſe nicht weniger als 122 Kinder unter-
richten h Auch iſt es empfehlenswert, daß man bei dieſer
Zuſammenlegung der Klaſſen auf die Größe der Schulbänke
Rückſicht nimmt. Es iſt vorgekommen, daß die größeren Mäd-
chen infolge der kleinen Bänke Kreuzſchmerzen bekommen
hätten. Redner fordert die Anſtellung von Lehrkräften. Bür-germeiſter Schmidt bezweifelt Aunaahſt dieſe Angaben und er-

klärt, daß in Schkeuditz genügend Lehrer vorhanden wären es
werden von einigen Lehrern noch nicht einmal die Pflichtſtun-
den erreicht. Genoſſe Müller tritt den Ausführungen des
Herrn Naumann bei und gibt der Meinung Ausdruck, daß ein
Lehrer die Kinder nicht genügend bilden und lehren könne,
wenn in normaler Zeit zirka 70 Kinder in einer Klaſſe zu-
ſammengepfercht ſind. An Stelle der ausſcheidenden Hand-
arbeitslehrerin 51 Palm, ſoll eine ſtändige Lehrerin mit
einem Grundgehalt von 1100 Mk. exkl. Mietentſchädigung an
geſtellt werden. z Palm erhält eine jährliche Penſion von
180 Mk. Nach erfolgreicher Reklamation werden drei Bürgern
die zuviel gezahlten Kommunalſteuern in Höhe von 278,10 Mk.
zurückgezahlt.

Eine längere und lebhafte Debatte entſpann ſich wegen der
Erhöhung des Waſſerpreiſes. Der Magiſtrat unterbreitete eine
Vorlage, wonach das Trinkwaſſer von 20 auf 25 für den
Kubikmeter erhöht werden ſoll. Häuſer bis zu zwei uns
ſollen fernerhin mindeſtens 20 Mk. pro Jahr bezahlen. m
einer Härte zu begegnen, ſoll es im Grmeſſen des z
ſtehen, bei geringer Abnahme dieſe Summe bis auf 4 Mk. pro
Jahr zu ermäßigen. Das Waſſerwerk, welches recht. unrentabel
iſt, bedarf jährlich ganz erheblicher e Unſere Genoſſen
Müller und Sämiſch verlangten, daß man aus Gerechtigkeits-
gründen die Preiſe für Großabnehmer ebenfalls entſprechend
erhöhen ſolle. Dies ſtieß ſelbſtverſtändlich auf teilweiſen Wider
ſpruch, was unſern Genoſſen Sämiſch nochmals zu längeren
Ausführungen veranlaßte. Wir fordern vor allen Dingen
einen Einheitspreis, auch könne man den Verſuch mit der Auf-
ſtellung von Etagenmeſſern machen. Durch die überall geübte
Taktik der bürgerlichen Mehrheit ſchafft man eine unendliche
Zahl von Zwiſchenhändlern in Form der Hausbeſitzer. Letz-
teren iſt dieſe Gelegenheit ſehr willkommen, um mit dieſer Er-
höhung die Steigerung der Mietpreiſe zu begründen. Es iſt
möglich, dieſe Zwiſchenhändler auszuſchalten, wenn man das
Waſſer direkt an den Konſumenten abgibt. Die Entrichtung
von jährlich 20 Mk. für die kleinen Häuſer iſt eine g oße Unge-
rechtigkeit. Jſt es doch vorgekommen, daß Hausbeſitzer den
Kubikmeter mit 1,70 Mk. bezahlen mußten. Dieſer Fall zeigt
deutlich, daß die ſtädtiſchen Werke hauptſächlich zum Vorteil
der kapitalkräftigen Großabnehmer arbeiten. Ein ſtädtiſches
Waſſerwerk ſoll die Aufgabe haben, in erſter Linie gutes Trink-
waſſer zu liefern und erſt dann unter Zugrundelegung eines
Einheitspreiſes für induſtrielle Zwecke in Frage kommen. Ge
noſſe Schulze ſchloß ſich dieſen Ausführungen an. Der Magi-
ſtratsantrag wurde mit dem Zuſatz, daß der Preis für Groß-
abnehmer von Fall zu Fall feſtgeſetzt werden ſoll angenommen.

Nunmehr wurde über einen Antrag des Genoſſen Sämiſſch
verhandelt. Der Antragſteller gab zunächſt die Gründe be-
kannt, welche ihn veranlaßt haben, einen Antrag auf Verbilli-
gung des Lichtes zu ſtellen. Dieſes Werk wirft jährlich ganz
erhebliche Ueberſchüſſe ab. Es muß Pflicht der Gemeinde ſein,
die Vorteile des elektriſchen Lichtes auch der Allgemeinheit zu-
kommen zu laſſen. Bei dieſem Werke tritt kraß zutage, daß
man nur darauf bedacht geweſen iſt. den Großabnehmer recht
billige Energie zu liefern, was natürlich auf Koſten der Klein
abnehmer geſchieht. Aber auch die finanziellen Verhältniſſe
erlauben die Herabſetzung der Kilowattſtunde von 45 auf 40 Pf.
Das Werk wies am Schluß des n r 1011 einen
Vermögensbeſtand von 108 508.92 Mk. in bar auf. Allein im
letzten Jahre war eine Vermögenszunahme von 26 229 95 Mk.
zu verzeichnen. Die Annahme des Antrages bat einen Ein-
nahmeverluſt von nur 3500 Mk. zur Folge. Nach diner leb-
haften Debatte wurde der Antrag dem Magiſtrat mit dem Sr-
ſuchen. eine dementſprechende Vorlage zu machen, überwieſen.
Der Hausbeſitzerverein hatte eine Petition, betr. anderweitige

Verteilung der Einquartierungslaſten, eingereicht. Der Bür-

itzer werden ihre Laſten nicht los, ſondern belaſten mit
Ziele nur ne die Mieter. Sollte beſchloſſen werden, die

ter ebenfalls mit Einquartierung zu belaſten, ſo wird ſich
die Belegung unſerer Stadt dementſprechend erhöhen. ie
Eingabe wird dem Magiſtrat überwieſen. Auf Grund e
licher Regelung ſteht es den Gemeinden, ohne u auf eine

nigu

E
ermeiſter bekämpfte mit treffenden Worten die Petition. Die
aus

i e

Obſe rei, ein Ortsſtatut betr. Straßenrei zu erlaſſen. e zum Teil ſehr lebhafter Debatte wurde die An
nahme des Ortsſtatuts beſchloſſen. Hierauf fand noch eine
nichtöffentliche Sitzung ſtatt, in welcher Herr Kupka wiederum
zum MaugiſtratsBeigeordneten gewählt wurde.

Lützen. Den Parteigenoſſen undgenoſſinnen zur Kenntnis,
daß unſere Mitgliederverſammlung am Sonnabend, den 25. Januar,
abend 8 Uhr im Bürgergarten ſtattfindet. Auf der Tagesord-
W Aen ſehr wichtige Punkte, u. a. der Bericht vom preußiſchen

arteitage.

Großlehna. Eine Ueberſchreitung des Züchtigungs-
rechtes gegen den von ſeiner Fran mit in die Ehe gebrachten
11 jährigen Alfred Kramer brachte nach dem Urteile des Schöffen
Wrichts Lützen dem Gußputzer Richard Fuchs hier einen Monat,
einer Frau zwei Monate Gefängnis ein. Der Knabe war auf

die Anzeige des mit den Angeklagten verfeindeten Hauswirtes,Hilfsbahnwärter Fritzſche, unterſucht und anderwärts in Pflege
gegeben worden. Da die Leute als ſonſt ordentlich geſchildert
werden und auch Anläſſe zu ſtrenger Züchtigung vorgelegen haben,
wurde der Stiefvater freigeſprochen, die Strafe der Mutter
auf einen Monat herabgeſetzt.
Mücheln. Drei Monate Gefängnis hatte der Maurer

Z. aus St. Ulrich vom Schöffengericht zuerkannt erhalten, weil er
bei einem Tanzvergnügen den Arbeiter Otto Spangenberg aus
Lützkendorf ſo mit einem harten Gegenſtand geſchlagen hatte, daß
er ohnmächtig wurde. Seine Berufung vor der Naumburger
Strafkammer hatte keinen Erfolg.

Brehna. Eine außerordentliche Mitgliederverſammlung
des Sozialdemokratiſchen Vereins findet Sonntag, den 26. Ja-
nuar, abends 8 Uhr ſtatt. Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt.

Gräfenhainichen. Lokalkampf. Zu der am letzten Sonn
tag tagenden außerordentlichen Kartellſitzung waren fämtliche
Vorſtands mitglieder der angeſchloſſenen Gewerkſchaften und die
Vorſtände der im Goldenen Adler domizilierenden Vergnü-
gungsvereine eingeladen. Der Einladung wurde mit Aus-
nahme des Radfahrervereins Wanderluſt Folge geleiſtet, und
erklärten die Vertreter der Vergnügungsvereine, ihren Mit-
gliedern den Beſchluß des Kartells betreffend des Boykotts des
Hennigſchen Lokals zur Kenntnis bringen zu wollen. Der Vor-
ſitzende des Radfahrervereins Wanderluſt, Buchbindermeiſter
Streubel, hatte brieflich mitgeteilt, daß „ſein Verein ſich nicht
um den Voykott kümmern“ werde. Da nun dieſer Verein zur
übergroßen Mehrheit aus Arbeitern beſteht, wird es ſich ja zu
zeigen haben, ob der Herr Streubel über die Köpfe der Mit-
glieder zu beſtimmen hat und dieſe zu Boykottbrechern werden
wollen. Jm Verlaufe der weiteren Debatte wurde auf An-
trag der Buchdrucker nach reger Ausſprache und Erwägung
aller Eventualitäten einſtimmig beſchloſſen, alle drei großen
Säle am Orte zu boykottieren, alſo die Lokale von Hennig,
Samuel und Wahren.

Ein Schreiben vom hieſigen Gaſtwirtsverein, daß die noch-
malige Anfrage des Kartells wegen Hergabe der Lokale beant-
wortete und am Montag dieſer Woche einlief, beſagte wieder
klar und deutlich, daß die Wirte ſich auch fernerhin weigern,
der Arbeiterſchaft Entgegenkommen zu zeigen. Trotzdem ver-
handelte am Dienstag abend noch einmal die Lokalkommiſſion
mit den drei Herren; auch dieſe letzte Ausſprache verlief reſul-
tatlos, weil einer den andern vorſchiebt und niemand den An-
fang zur Hergabe des Lokals machen will. Die übergroße,
natürlich völlig unbegründete Angſt vor der Behörde hält ſie
davon ab, den Arbeiter als gleichberechtigten Staatsbürger an-
zuſehen. Sie wollen auch fernerhin nur den Militärvereinen
und ähnlichen Gewächſen ihre Räumlichkeiten offen halten. Die
organiſierte Arbeiterſchaft hat es nun in der Hand, den
arbeiterfeindlichen Wirten zu zeigen, was Solidarität
vermag. Kein Arbeiter darf nunmehr die Lokalitäten des
Goldenen Adler, Préoußiſchen Hof und Schütze n-
hauſes betreten, wenn er nicht zum Bohkottbrecher werden
will. Ein in Kürze erſcheinendes Flugblatt wird noch weitere
Details bringen.

Auf die am Sonntag ſtattfindende öffentliche Gewerk-
ſchaftsverſammlung in der Sonne (Zäge) ſei hier
beſonders hingewieſen, in der Genoſſe Un deutſch über die
Voltsfürſorge ſpricht. Erſcheint daher in Maſſen und demon-
ſtriert dort für euer Recht als gleichberechtigte Männer.

Bockwitz. Gefährliche Arbeitsweiſe. Auf der neuen
Grube Marie-Anne ſind die Arbeiter genötigt, während des Be
triebes unter dem Bagger zu arbeiten. Durch den Froſt hatte ſich
nun ein Stück Erde vom Löffelbagger losgelöſt und hatte den
Arbeiter Roick aus Gorden verletzt. Ein Schenkelbruch und Ver
letzungen am Kopf waren die Folgen. Eine Weigerung eines
anderen Arbeiters, an Stelle des Roick weiter zu arbeiten, ſoll
mit Entlaſſung beantwortet worden ſein. Sonnabend 4 Uhr
paſſierte der Unfall, doch erſt nach zwei Stunden wurde ihm die
richtige Hilfe zuteil. Eine Abhilfe wäre hier dringend angebracht.

r Die nächſte Mitgliederverſammlung desSozialdemokratiſchen Vereins findet am Sonnabend, den 25. Ja
nuar, abends 8 Uhr im Preußiſchen Hofe ſtatt.

Weißenfels. Grubenunglücke. Auf der Grube Hedwig
bei Böſau wurden zwei Bergleute durch niedergehende Froſtſtücke
verſchüttet und ſchwer verletzt. Auf der Grube Voß bei Gröben
ſtürzte der jugendliche Arbeiter Schmidt aus Kröſſeln 14 Meterhoch vom Preſſe aus ab und z ſich ſo ſchwere Verletzungen zu,
daß er wenige Minuten darau ſtarb

Burg. Verhängnisvolle Fliegerkataſtrophe.Beim Abflug ins Manövergelände ſtürzte heute morgen zwi-
ſchen Burg und Grabow ein Marsdoppeldecker aus 15 Meter
Höhe ab. Leutnant Schlegel war ſofort tot, der Führer, Leut-
nant von Scheele, wurde ſchwer verwundet in bewußtloſem
Zuſtande ins Garniſonlazarett gebracht. Der Apparat ging
vollſtändig in Trümmer.

an

Verehrte

Ugftuuen!

Achtet darauf, daß Jhr ſtets das erhaltet, was Jhr verlangt. Es
iſt in letzter Zeit oft verſucht worden, Euch anſtelle der rühmlichſt
bekannten Edel-Pflanzenbutter-Margarine „Aromin“ andere Sorten
in die Hand zu ſtecken, die an Aromin bei weitem nicht heranreichen.

Man hat ſogar verſucht, die Aromin Packung nachzuahmen.
Sagt ſolchen Verkäufern, die Euch nicht das geben wollen, was Jhr
verlangt, nämlich die Edel- Pflanzenbutter Margarine „Aromin“,
gründlich Eure Meinung.

energiſch zurück.

Achtet genau darauf, daß Jhr die blau-weiße Packung mit dem
groß darauf gedruckten, geſetzlich geſchützten Worte Aromin erhaltet
und weiſt alles andere, als evenſogut oder faſt ebenſogut angeboten,
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Generalvertreter: Julius Kreß, Halle a. S., Pfännerhöhe 4. Telephon 3332.
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